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Ar. 1 


Beclin, den 1. zanuat 1936 


17. Jahrgang 


Polniſche Politik an der Jahreswende 


In den Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Polen 
wurde während des vergangenen Jahres nur auf wirt⸗ 
1 ichem Gebiet ein weſentlicher Fortſchritt erzielt: 

er Wirtſchaftsvertrag vom 4. November machte dem unbe⸗ 
friedigenden handelspolitiſchen Schwebezuſtand ein Ende, der 
mit dem Zollfriedensprotokoll vom März 1934 begonnen und 
im Kompenſationsabkommmen vom Oktober des elben Jahres 
A worden war. Den mannigfachen Verſuchen eines 
usbaus der deutech-polniſchen Beziehungen auf kulturel⸗ 
lem Gebiet dagegen wird man zunächſt keine allzu große 
Bedeutung beimeſſen können: Es ſeien hier nur erwühnt das 
Deutſch⸗polniſche Inſtitut an der Berliner Leſſing⸗Hochſchule, 
die deutſche Beteiligung an der Straßenbauausſtellung in 
Warſchau, der Abſchluß eines deutſch⸗polniſchen ſtudentiſchen 
Arbeitsabkommens, die Veranſtaltung deutſch⸗polniſcher Aus⸗ 
tauſchſendungen im Rundfunk, die Vereinbarung der Spitzen⸗ 
organkſationen des Handwerks beider Länder, die Anfänge 
einer deutſch⸗polniſchen Zuſammenarbeit auf filmiſchem Ge⸗ 
biet uſw. Man darf hierbei die inneren Hemmungen 
nicht überſehen, mit denen weite Teile der polniſchen Oeffent⸗ 
lichkeit (vor allem der polniſchen Intelligenz) derartige Verſuche 
einer kulturellen Annäherung zwiſchen Deutſchland und Polen 
betrachten. Sie ſehen in einer ſolchen Annäherung eine Gefahr 
für die polniſche Selbſtändigkeit und halten es daher für beſſer, 
ſich ihre Kultur bei allen anderen Völkern, nur nicht bei den 
Deutſchen zu holen. Sie glauben aus der Geſchichte entnehmen 
zu können, daß die Zeiten, in denen ſich Polen dem deutſchen 
Kultureinfluß gegenüber aufgeſchloſſen verhielt, immer Zeiten 
des ſtaatlichen Niedergangs waren. 
Der Widerſtand der regierenden Kreiſe gegen die außen⸗ 
politiſchen Anſchauungen der grundeätzlich deutſchfeindlich ein⸗ 
geſtellten oppoſitionellen Parteien iſt ſchwächer rden, ſeit⸗ 
dem dieſen Kreiſen der motalifche Rückhalt an der Persönlichkeit 
des Marſchalls genommen wurde. Wenn ſich dieſe Schwä⸗ 
chung nicht in einer deutlichen Aenderung des mit dem Ge- 
waltverzichtspakt vom Januar 1934 eingeſchlagenen Kurſes 
bemerkbar gemacht hat, ſo deshalb, weil ſich der polniſchen 
Außenpolitik in der von Deutſchland abge⸗ 
wendeten Richtung nur geringe Entwick⸗ 
lungsausſichten bieten. Im Verhältnis zu Li⸗ 
tauen hat Polen trotz mehrmals lebhafter werdender Ku⸗ 
liſſenarbeit keine Fortſchritte zu erzielen vermocht. Die Zu⸗ 
fammenarbeit der baltiſchen Staaten, die ſeit dem 
Rigaer Pakt ſchrittweiſe ausgebaut worden iſt, hat die Pläne 
einer polniſchen Hegemonie im Nordoſtem, die ohnehin auf den 
entichiedenen Widerſtand Moskaus geſtoßen wären, vereitelt. 
Von einem polniſchen Führungsanſpruch gegenüber Rumä⸗ 
nien, den Warſchau früher einmal meinte erheben zu dürfen, 
iſt ſchon lange nicht mehr die Rede, ſeitdem Bukareſt begonnen 
hat, Brücken über den Dnjeſtr zu bauen, und damit die Vor⸗ 
ausſetzung der gemeinſamen Front gegen Moskau hinfällig 
geworden iſt, auf der ſeinerzeit das polniſch⸗rumäniſche Bünd⸗ 
nis aufgebaut worden war. Im Verhältnis zur Tſchechei 
iſt es in letzter Zeit zwar gelungen, den akuten Konfliktsſtoff 
der Teſchener Frage aus den Wege zu räumen. An der da 
tenten Möglichkeit neuer und ſchärferer Konflikte zwiſchen 
Warſchau und Prag aber hat ſich durch das derzeitige Ein⸗ 
lenken der beiden Parteien durchaus nichts geändert: Die 


Tſchechei drückt als militäriſcher Verbündeter und politiſcher 
Wahlverwandter der Sowjets auf Polens ukrainiſche Flanke 
und macht dadurch die Beſchäftigung mit der flowakiſchen 
Frage für Polen zu einem Akt berechtigter Notwehr. Wie in 
den Hauptſtädten Oſtmitteleuropas, ſo auch in Paris und 
Brüſſel, ſelbſt in Stockholm und nicht zuletzt auch in Genf: 
überall ſtoßen die Bemühungen Polens, unter Abſetzung von 
Deutſchland mehr Spielraum für feine Außenpolitik zu ge⸗ 
winnen, auf das durch die Wucht feiner Maſſe überlegene Ge 
genſpiel Moskaus. Entweder begegnet Polen regio⸗ 
nalen Zufammenſchlüſſen, die, wie der Pakt der baltischen 
Länder, dazu beſtimmt ſind, dem Führungsanſpruch größerer 
Staaten, alſo auch Polens, entgegenzumirken; oder es trifft, 
wie in Prag und Paris, auf politiſche Kombinationen, in deren 
Rahmen es, falls es ihnen beitreten ſollte, neben den 
größeren Partnern nur eine untergeordnete Rolle zu ſpielen 
vermöchte; oder es findet, wie in Kauen und Bukareſt, den 
Pak, den es dort jeiber einnehmen möchte, bereits anderweitig 
eſetzt. 

Alles in allem hat die polniſche Außenpolitik im vergan⸗ 
genen Jahre keine beſondere Aktivität zu entfalten vermocht. 
Sie mußte ſich in der Hauptſache Jarauf beſchränken, die Po⸗ 
ſition zu behaupten, die ihr im Jahre zuvor der Pakt mit 
Deutechland eingetragen hatte. In dem großen Schauſpiel, das 
mit dem Ausbruch des oſtafrikaniſchen Krieges auf 
der politiſchen Bühne Europas abzurollen begann, blieb Po⸗ 
len auf eine untergeordnete Rolle beſchränkt. 
Es war als Mitglied des Völkerbundes weder imſtande, in der 
Sanktionsfrage dem deutſchen Beiſpiel zu folgen, noch war es 
fähig, ſich ähnlich wie Oeſterreich und Ungarn in dieſer heiklen 
Frage dem engliſchen Druck zu entziehen. Seine Vermittlungs⸗ 
verſuche wurden wenig beachtet, und bei den Verhandlungen, 
die während der letzten Monate zwiſchen Londen, Paris und 
Rom geführt wurden, war feine Meinung ohne Belang. Polen 
wurde in eine Auseinanderſetzung verwickelt, auf deren Gang 
es keinen Einfluß beſitzt. 

Die polniſchen Oppoſitionsparteien behaupten, daß die 
Verknappung des außenpolitiichen Spielraums für Polen eine 
Folge der deutſch⸗polniſchen Annäherung ſei. Aber es iſt doch 
ſehr wenig wahrſcheinlich, daß die unentwegten Verfechter der 
„kollektiben Sicherheit“ in Paris, Moskau, Prag usw. ihre 
eigenen politiſchen Intereſſenſphären zugunſten Polens ein⸗ 
ſchränken würden, falls dieſes ſich etwa bereit finden ſollte, ſich 
den Wünſchen feiner aufdringlichen „Freunde“ zu fügen. Dieje 
würden Polen in einem ſolchem Falle lediglich zu einem mög- 
lichſt ſchroffen Verhalten gegenüber Deutſchland ermuntern, — 
mit dem Erfolg, daß Polen in eine um ſo größere Abhängigkeit 
von ſeinen „Freunden“ geriete. Entgegen der Anſicht der 
Oppoſitionsparteien wird man feſtſtellen können, daß der 
Pakt mit Deutſchland der polniſchen Politik 
das unter den gegebenen Verhältniſſen mög⸗ 
liche Höchſt maß von Selbſtändigkeit und Be⸗ 
wegungsfreiheit gewährt und daß dieſer Pakt ganz 
gewiß mehr als jede politiſche Kombination, an der die Ideen⸗ 
träger der bolſchewiſtiſchen Revolte beteiligt find, geeignet er⸗ 


ſcheint, das noch im Aufbau befindliche poͤmiſche Staatsweſen 


vor dem Unglück einer gewaltſamen Auseinanderregung mit 
irgendeinem ſeiner Nachbarn zu ſchützen. Dr. K. 


1 


Epiſoden aus dem Ukrainer⸗Prozeß 


Der am 18. November begonnene Prozeß gegen die des 
Mordes an dem polniſchen Innenminiſter Pieracki an⸗ 
geklagten zwölf Ukrainer war bis zum Beginn der Weih⸗ 
nachtsferien ſoweit gediehen, daß am 27. Dezember mit den 
Plaidoyers der Staatsanwälte begonnen 
werden konnte. Es waren faſt 150 Zeugen vorgeladen. 
Unter den Angeklagten befinden ſich zwei Frauen, ein 
Diplomingenieur und ein Rechtsanwaltsanwärter; die 
übrigen ſind Studenten. Die Verteidigung hatten vier 
ukrainiſche Rechtsanwälte übernommen; zwei 
der bekannteſten ukrainiſchen Verteidiger, Staroſolkyj 
und Schuhewytſch, wurden von der Staatsanwaltſchaft 
als Zeugen vorgeladen und auf dieſe Weiſe an der Ver⸗ 
tretung der in dieſem Prozeß Angeklagten verhindert. Nach 
den Feſtſtellungen der Anklageſchrift iſt es dem eigentlichen 
Attentäter, Grzegorz Maciejko, der den Miniſter 
erſchoſſen haben ſoll, gelungen, ins Ausland (nach der 
Tſchechei) zu entfliehen. Dem Hauptangeklagten Stefan 
Bandera wird vorgeworfen, als Landesleiter der Ukrai⸗ 
niſchen Nationaliſtiſchen Organiſation (DUN) Macejko den 
Befehl zur Ausführung des Attentates gegeben, die not⸗ 
wendigen Gelder beſchafft und die Waffen geliefert zu 
haben. Zwei andere Angeklagte, Mikolaf Lebedj und 
Daria Hnatniwſka, die als außerordentliche Schönheit 
gerühmte Tochter eines bekannten Aktiviſten der OlN, 
werden beſchuldigt, den Mord an Ort und Stelle durch 
„Beſchattung“ des Miniſters uſw., vorbereitet zu haben. 
Zwei weitere, Jaroſlaw Karpenecj und Klymy⸗ 
ſchyn, ſtehen unter der Anklage, in Krakau ein Spreng⸗ 
ſtofflaboratorium der DUN, aus dem auch die nicht ver⸗ 
wendete, aber ſpäter aufgefundene Bombe des Attentäters 
ſtammte, geleitet zu haben. Die übrigen Angeklagten, 
Pidhajnyj, Maljuca, Tſchornyj, Katſch⸗ 
marſkyj, Myhal, Rak und Saryceka, werden 
beſchuldigt, auf andere Weiſe an der Vorbereitung 
des Attentates mitgewirkt oder den Haupttätern zur Flucht 
verholfen zu haben. Einige der Angeſchuldigten haben 
früher ſchon mit den polniſchen Gerichten zu tun gehabt. 
Katſchmarſkyj z. B. wurde 1928 wegen eines ihm zur Laſt 
gelegten Anſchlages auf ein Poſtamt zu einer fünfjährigen 
FTreiheitsſtrafe verurteilt. 5 

Die Vernehmung der Angeklagten geſtaltete 
ſich äußerſt ſchwierig. Das Gericht ſtellte ſich nach Maßgabe 
der polniſchen Geſetzgebung auf den Standpunkt, daß die 
Angeklagten der polniſchen Sprache in ausreichendem Maße 
mächtig ſeien, und daß es ihnen deshalb nicht erlaubt 
ſei, ihre Ausſagen in ukrainiſcher Sprache 
zu machen. Bis auf zwei, Myhal und Maljuca, lehnten 
es die Angeklagten jedoch ab, ſich der polniſchen Sprache 
zu bedienen. Wegen der Sprachenfrage kam es wiederholt 
zu heftigen Zuſammenſtößen im Gerichtsſaal. Das Gericht 
nahm die Ausſagen, die die Angeklagten in ukrainiſcher 
Sprache zu machen verſuchten, nicht zur Kenntnis. Es be⸗ 
ſchränkte ſich in dieſen Fällen darauf, die vor dem 
Unterſuchungsrichter gemachten Ausſagen 
der Angeklagten zu verleſen. Mehrmals wurden 
Angeklagte oder ukrainiſche Zeugen, die aus der Unter⸗ 
ſuchungshaft vorgeführt wurden, von ihrer polizeilichen 
Bedeckung mit Gewalt aus dem Saale geführt 
oder zu Haft in der Dunkelzelle verurteilt, 
weil ſie ſich trotz des Verbotes der ukrainiſchen Sprache 
bedienten oder ihre Verachtung für Polen auf andere 
Weiſe demonſtrierten. So geſchah es z. B. einer ukrainiſchen 
Zeugin, die beim Betreten des Gerichtsſaales die Angeklag⸗ 
ten mit erhobenem Arm mit dem Ruf „Slawa 
Ukrainie!“ („Heil Ukraine!“) begrüßte, oder einem 
anderen ukrainiſchen Zeugen, der feſtſtellte, daß die ſeine 
Volksgenoſſen belaſtenden Ausſagen in der 
Vorunterſuchung durch polizeiliche Tor⸗ 
turen erzwungen worden ſeien, und daß er ſich 
ſchäme, ſo ſchwach geweſen zu ſein und ſolche ſchändlichen 
Ausſagen gemacht zu haben. Uebrigens waren wohl auch 
die Angeklagten während ihrer bisherigen anderthalb⸗ 
jährigen Unterſuchungshaft nicht auf Roſen 
gebettet. Die Verteidigung beſchwerte ſich darüber, daß 


Werk des Nationalradikalen Lagers geweſen ſei. 


einige Angeklagte, fo insbeſondere Lebedj, über ein 
Jahr lang gefeſſelt im Gefängnis geſeſſen 
haben. Der Staatsanwalt erklärte dieſe einigermaßen be⸗ 
merkenswerte Tatſache damit, daß die Terroriſten, die wohl 
wüßten, welche Strafen ihnen drohten, durch die Feſſelung 
davor bewahrt werden ſollten, ſelber Hand an ſich zu legen. 

Wie erwähnt, ſagten vor Gericht nur zwei der 
Angeklagten in polniſcher Sprache aus. Der 
erſte war Myhal. Er gab an, von Ende 1930 oder Anfang 
1931 der DUN angehört und in ihr zunächſt Preſſereferent 
für die Stadt, dann für den Bezirk Lemberg und ſpäter 
n für Oſtgalizien geweſen zu ſein. Im Juni 
1932 ſei er verhaftet worden und habe (ohne Urteil) ein 
Jahr lang im Gefängnis geſeſſen. Nach ſeiner Entlaſſung 
fei er für die DUN als Kundſchafter tätig geweſen. Als 
ſolcher habe er den ſowjetruſſiſchen Konful in 
Lemberg „beſchattet“ und das gegen dieſen gerichtete 
Attentat vorbereitet, dem jedoch infolge einer Verwechſlung 
ein Konſulatsbeamter und ein Amtsdiener zum Opfer fielen, 
während der Konſul ſelber heil davonkam. Er ſei auch an 
den Vorbereitungen zu dem Attentat auf Profeſſor 
Kruſzelnicki, den Redakteur des Lemberger „Nowe 
Sowiety“, und an der Vorbereitung des nicht zur Ausfüh⸗ 
rung gelangten Attentates auf den Kommandanten der 
Lemberger Gefängniswache, Koſſobudzki, beteiligt 
geweſen. Er habe weiter den Spitzel Baczynſki erſchoſſen 
und den Befehl zur Erſchießung des Direktors Balija, 
eines des Volksverrates verdächtigen Ukrainers, gegeben. 
Auch über den nicht durchgeführten Plan eines Attentates 
auf den Wojewoden von Wolhynien, Jozewſki, machte 
Myhal einige Ausſagen. An der Ermordung Pierackis ſei 
er nicht beteiligt geweſen. Myhal belaſtete durch ſeine 
Ausſagen eine Reihe ſeiner Mitangeklagten. Er erklärte 
zum Schluß, daß er vor Gericht zwar polniſch 
ſpreche, nichtsdeſtoweniger aber ukrainiſch 
fühle. Er ſei kein Freund der Polen und ſei, da er, in der 
irrigen Annahme, einen Volksverräter vor ſich zu haben, die 
Waffe auch gegen einen Ukrainer erhoben habe, bereit, 
am Galgen zu fterben. Der zweite Angeklagte, der 
ſich bereit erklärte, polniſch auszuſagen, Maljuca, machte 
Mitteilungen über die Organiſation und Arbeitsweiſe der 
DUN, erzählte, daß von deren Kundſchaftern u. a. auch der 
ehemalige Miniſterpräſident Jendrzeje wicz und der 
Juſtizminiſter Michalowſki beobachtet. worden ſeien, 
berichtete, daß er den Attentäter Maciejko über die Grenze 
gebracht habe, und belaſtete gleichfalls ſeine Mitangeklagten. 
Was von den Ausſagen dieſer beiden Angeklagten zu halten 
iſt, wird man vielleicht aus den ihnen im Urteil zu⸗ 
gemeſſenen Strafen ableſen können. 

Mehrere Male war während der Zeugenvernehmung 
von der Möglichkeit die Rede, daß als Mörder des Miniſters 
auch die polniſchen Nationalradikalen in Be⸗ 
tracht kommen könnten. Zwiſchen dieſen und Pieracki 
beſtand gerade damals im Anſchluß an größere judenfeind⸗ 
liche Kundgebungen in Warſchau, die u. a. das Verbot der 
nationalradikalen „Sztafeta“ zur Folge hatten, ein 
äußerft geſpanntes Verhältnis. Wie der als 
Zeuge vernommene Polizeiinſpektor Piatkiewicz mit⸗ 
teilte, ſind mehrere Mitglieder der Regierung, die ſich un⸗ 
mittelbar nach dem Attentat an der Leiche des Miniſters 
einfanden, zunächſt der Anſicht geweſen, daß der a 155 

r, der 
Polizeiinſpektor, aber ſei von Anfang an der Ueberzeugung 
geweſen, daß nur ukrainiſche Terroriſten als Täter in Frage 
kommen könnten. Zum Beweiſe führte er u. a. an, daß, 
wenn Nationalradikale die Tat begangen hätten, die ſpäter 
aufgefundene Bombe ſehr wahrſcheinlich in eine jüdiſche 
Zeitung eingewickelt geweſen wäre und der gleichfalls ge⸗ 
fundene Hut aus einem jüdiſchen Geſchäft geſtammt 
hätte, — da die Nationaldemokraten in dieſem Falle daran 
intereſſiert geweſen wären, den Verdacht auf die 
Juden abzulenken! 

Die Verteidiger der Angeklagten verſuchten mehrfach, 
die Möglichkeit einer Beteiligung des Nationalradikalen 
Lagers in Erwägung zu ziehen. Das Gericht unterband 
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ihnen jedoch jedesmal die Gelegenheit, den Zeugenausſagen 
eine ſolche Richtung zu geben, da es darin den unzuläſſigen 
Verſuch erblickte, die Aufmerkſamkeit von den wirklichen 
Tätern — womit es die Ukrainer meinte — abzulenken! 
Mit dieſer Begründung entzog das Gericht den Verteidigern 
3. B. das Wort, als dieſe an den als Zeugen vernommenen 
Sekretär des Innenminiſteriums, Sta wie ki, einige an den 
ehemaligen Führer des Nationalradikalen Lagers, 
Dr. Mosdorff, betreffende Fragen richten wollten. 
Stawicki berichtete, Dr. Mosdorff habe an dem kritiſchen 
Tage, eine Stunde vor der Ermordung des 
Miniſters, im Innenminiſterium angeru⸗ 
fen und um eine dringende Audienz bei Pieracki gebeten. 
Als ihm erklärt wurde, daß der Miniſter beſchäftigt ſei und 
ihn erſt in den nächſten Tagen empfangen könne, habe er 
geantwortet, daß es dann vielleicht zu ſpät ſein 


könnte. Die Frage dieſes geheimnisvollen Ferngeſpräches 


wurde am nächſten Tage von Dr. Mosdorff ſelber auf⸗ 
geklärt, der ſich ganz unerwartet dem Gericht ſtellte, nach⸗ 
dem er ſich bis dahin ſeit dem Tage des Miniſtermordes 
verborgen gehalten hatte. Dr. Mosdorff erklärte: Er habe 
damals Pieracki unbedingt perſönlich ſprechen wollen, um 
dieſen zu der von ihm für ſehr dringlich ge⸗ 
halten Aufhebung des Verbotes der „Szta- 
feta“ zu beſtimmen. Als er die Nachricht von der 
Ermordung des Miniſters erhielt, habe er ſofort gedacht, 
daß ſich wegen dieſes Ferngeſprächs der Verdacht vielleicht 
auf ihn lenken könne. Tatſächlich habe ihn die Polizei auch 
drei Tage lang in ſeiner Wohnung erwartet. Er ſei mit 
ſeinen Freunden überein gekommen, um der zu erwartenden 
Unterſuchungshaft oder Verſchickung nach Bereza Kartuſka 
zu entgehen, ſich verborgen zu halten; er ſei aufs 
Land gefahren, nach einem halben Jahre aber wieder nach 
Warſchau zurückgekehrt. In letzter Zeit habe er ſich ſogar 
öffentlich gezeigt. Das Gerücht, daß er ins Ausland ge⸗ 
flohen ſei, ſei nicht wahr. Aus dem politiſchen Leben habe er 
ſich zurückgezogen; gegenwärtig ſchreibe er ein Buch. In der 
Zeitung habe er geleſen, was im Prozeß über ihn geſagt 
worden ſei. Da habe er es für richtig gehalten, ſich dem 
Gericht zu ſtellen. — Dr. Mosdorff wurde nicht verhaftet. 

In der Anklageſchrift ſpielte die Darſtellung der 
Beziehungen, die die Ou N zu ausländiſchen 
Stellen unterhielt oder auch noch unterhält, eine 
erhebliche Rolle. Während die oppoſitionelle polniſche Preſſe 
in mehr oder weniger deutlichen Anſpielungen auf die 
Tätigkeit der in Deutſchland lebenden Ukrainer einging, 
beſchäftigte ſich die Regierungspreſſe vorwiegend mit den 
Mitteilungen der Anklageſchrift über die Verbindungen der 
DUN nach Kauen und Prag. Dem ehemaligen Außen⸗ 
miniſter Zaunius (und mit ihm der litauiſchen Re⸗ 
gierung) wurde vorgeworfen, die DUN mit Geldmitteln und 
mehr oder weniger echten Päſſen verſorgt, u. a. auch den 
Druck des in Käuen erſcheinenden DUN-Organs „Surma“ 
finanziert zu haben. Von Zaunius wurden dieſe Beſchul⸗ 
digungen natürlich zurückgewieſen. Der als Zeuge 
vernommene Generalſtabsoffizier Tetalyc ki jedoch ſtellte 
noch einmal feſt, daß die „Surma“ in Kauen in derſelben 
Druckerei wie das amtliche Organ der litauiſchen Regierung, 
„Lietuvos Aidas“, gedruckt werde, daß der Vertreter der 


OllN in Kauen ein gewiſſer Oſip Rewjuk ſei und daß die 
letzten litauiſchen Regierungsgelder erſt im dritten Quartal 
dieſes Jahres an die DUN gezahlt worden feien. 


Gegen die Tſchechei wurde der Vorwurf erhoben, 
ahlreichen von der Polizei geſuchten Ukrainern Unter⸗ 
chu gewährt und über die nahe Grenze hinweg die 
ukrainiſche Irredenta gefördert zu haben. Der 
ukrainiſche Rechtsanwalt Staroſolſkyj wurde als Zeuge u. a. 
über die ukrainiſche Univerſität in Prag ver⸗ 
nommen: Die Univerſität ſei zunächſt in Wien entſtanden, 
aber bald dank der Bemühungen des Sekretärs des 
tſchechiſchen Staatspräſidenten Maſaryk nach Prag ver⸗ 
legt worden. Die Univerfität habe dem Prager Außen⸗ 
miniſterium unterſtanden, ſei als ſtaatliche Uni⸗ 
verſität behandelt worden und habe zwei Fakultäten, eine 
juriſtiſche und eine philoſophiſche, beſeſſen. Unabhängig von 
ihr habe es noch eine ukrainiſche Landwirt⸗ 
ſchaftliche Akademie in der Tſchechei gegeben. Et wa 
2000 ukrainiſche Studenten hätten tſche⸗ 
chiſche Stipendien erhalten. Die Unterhaltung 
der Univerſität ſei von tſchechiſcher Seite damit begründet 
worden, daß die Prager Regierung die „moraliſche Ver⸗ 
pflichtung“ empfinde, dem ukrainiſchen Volke die u. a. auch 
ihm von den tſchechiſchen Legionen geraubten Schätze 
auf dieſem Wege wieder zurückzuerſtatten! 


Für den polniſchen Ankläger ſtand die Schuld der an⸗ 
eklagten Ukrainer von vornherein feſt. Für ihn war der 
Prozeß ein Mittel, dieukrainiſche Staatsidee 
zu diffamieren. Der eigentliche Gegenſtand des 
Prozeſſes, die Ermordung Pierackis, war nur der Hinter— 
grund, auf dem ſich die polniſche Auseinanderſetzung mit der 
unbeugſamſten Vertreterin dieſer Staatsidee, der DUN, ab⸗ 
ſpielen ſollte. Aber es iſt allezeit wenig wahr⸗ 
ſcheinlich, daß es gelingt, eine Idee durch 
ein Gerichtsverfahren zu erſchlagen. Der 
„Kurjer Wilenski“ ſchrieb: „Die polniſche Politik muß. 
mit der Tatſache rechnen, daß die Idee der politi⸗ 
ſchen Unabhängigkeit die oberſte Idee des 
ukrainiſchen Volkes iſt, auf die dieſes Volk 
wahrſcheinlich nicht mehr verzichten wird. 
Andererſeits muß die ukrainische Politik ... als abſolut 
ſicher annehmen, daß ukrainiſche Beſtrebungen, 
die auf Koſtenoder gegenden Willen Polens 
verwirklicht werden ſollen, vom polniſchen 
Volk entſchieden und rückſichtslos abge⸗ 
lehnt werden.“ Wenn das ſo iſt — und es ſpricht nichts 
dafür, daß es anders iſt, — dann kann eine Annäherung, 
wie ſie auch immer ausſehen mag, ſowohl von polniſcher wie 
von ukrainiſcher Seite niemals anders denn als taktiſche 
Maßnahme gemeint ſein. Das ſollten die Polen aus ihrer 
eigenen Vergangenheit wiſſen. Im polniſchen Lager gingen 
ſeinerzeit die Einen mit Rußland, um die Mittelmächte zu 
zerſchlagen und, durch die Vereinigung aller „polniſchen“ 
Gebiete geſtärkt, dann Rußland zu zerſetzen, während die 
Anderen mit den Mittelmächten paktierten, um von dieſen 
zunächſt Rußland zerſchlagen und dann wiederum dieſe von 
der Entente zu Boden werfen zu laſſen. Schickſale wieder⸗ 
holen ſich manchmal. 


Langſame Entſpannung im Memelgebiet 


Nach anderthalb Jahren hat das Memelgebiet mit dem 
Direktorium Baldſchus endlich wieder eine Re⸗ 
gierung erhalten, die das uneingeſchränkte Ver⸗ 
trauen der geſetzmäßigen Volksvertretung 
beſitzt. Baldſchus hat in ſeiner Regierungserklärung, die er 
am 10. Dezember im Landtag abgab, die Wieder ⸗ 
herſtellung der Grundlagen der auto⸗ 
nomen Verwaltung des Memelgebietes als 
die von ſeinem Direktorium zuerſt zu löſende Aufgabe 
bezeichnet. „Wir werden uns“, führte er u. a. aus, „dabei 
von dem Bewußtſein leiten laſſen, daß nach dem Sinne 
unſeres Autonomieſtatuts unſer Gebiet nach demokratiſchen 
Grundſätzen, alſo nach dem Willen ſeiner Mehr⸗ 
heit, verwaltet werden muß und nicht nach den 


Wünſchen einer kleinen Minderheit, wie 
das in den letzten eineinhalb Jahren der 
Fall war.“ Die aus nur 5 von 29 Abgeordneten be⸗ 
ſtehende litauiſche Fraktion hat ſich bei der Abſtimmung 
über das Vertrauensvotum für das Direktorium Baldſchus 
der Stimme enthalten. . 
Die Aufgabe, die Baldſchus übernommen hat, iſt nicht 
leicht. Die memelländiſche Landwirtſchaft, auf der das ganze 
Wirtſchaftsleben des Gebietes beruht, liegt infolge 
der durch die litauiſche Memelpolitik unterbundenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen zum Deutſchen Reiche bedenklich 
danieder. Alle Gebiete der autonomen Ver⸗ 
waltung ſind von den beruflich meiſt minderwertigen 
und moraliſch z. T. nicht einwandfreien Elementen ver⸗ 
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ſeucht, die es verfianden haben, die Konjunktur der Aera 
Reisgys⸗Bruvelaitis zu eigenem Vorteil auszunutzen. Der 
Säuberung der Verwaltung von dieſen Elementen und der 
Wiederherſtellung des Vertrauensverhältniſſes zwiſchen den 
Verwaltungsorganen und der Bevölkerung gilt die vor⸗ 
dringlichſte Sorge des Direktoriums Baldſchus. So ſind in 
der Landespolizei einige Umbeſetzungen erfolgt. Aus 
der Schulverwaltung hat der litauiſche Referent 
weichen müſſen. Die litauiſchen Mitglieder des Berwal⸗ 
tungsgerichtes ſind abberufen worden. Die Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt hat ihren alten deutſchen 
Vorſitzenden wiedererhalten. In einer Reihe von Gemeinden 
wurden die gegen den Willen der Bewohner von den 
litauiſchen Direktorien ernannten Amts vorſteher ent⸗ 
laſſen. Die litauiſchen Landräte der Landkreiſe Memel 
und Heydekrug, Toliſchus und Simonaitis, wurden amts⸗ 
enthoben, bzw. beurlaubt. U. ſ. f. Zugleich wurden einige 
unzweckmäßige Maßnahmen der Direktorien Reisgys und 
Bruvelaitis auf dem Gebiete des Sozialweſens, des 
Wohnungsbaus uſw. rückgängig gemacht. Die im 
März 1935 von Bruvelaitis erlaſſene Verordnung 
über den Erwerb des memelländiſchen 
Bürgerrechtes, eine Verordnung, die dazu beſtimmt 
mar, zur „Vorbereitung“ der Landtagswahlen einem un⸗ 
geregelten und ſozial überaus ſchädlichen Maſſenzuzug land⸗ 
fremder Elemente die Wege zu ebnen, wurde aufgehoben 
und an ihre Stelle wieder die aus dem Jahre 1929 ſtam⸗ 
mende Regelung (mit den 1931 vorgenommenen Aenderun⸗ 
gen) in Kraft geſetzt. Weiter wurde u. a. eine Aende⸗ 
rung der Geſchäftsordnung des Landtages 
vorgenommen, um für die Zukunft die Möglichkeit aus⸗ 
zuſchließen, daß der Landtag wieder, wie es in den letzten 
anderthalb Jahren achtmal der Fall war, von einer kleinen 
Minderheit terroriſiert und beſchlußunfähig gemacht werden 
kann; der betreffende Landtagsbeſchluß hat folgenden Wort⸗ 
laut: „Wird die Beſchlußunfähigkeit des Landtags dadurch 
herbeigeführt, daß anweſende Abgeordnete den Sitzungsſaal 
verlaſſen, oder iſt trotz ordnungsgemäßer Ladung die für die 
Beſchlußfähigkeit erforderliche Anzahl von 20 Abgeordneten 
von vornherein nicht erſchienen, jo. kann der Präſident eine 
Sitzung mit der gleichen Tagesordnung früheſtens auf den 
nächſten Tag anberaumen, in welcher der Landtag bei 
Anweſenheit von 15 Mitgliedern beſchluß⸗ 
fähig iſt. Die Einberufung muß erfolgen, wenn minde⸗ 
ſtens 3 Mitglieder es verlangen.“ 

Daß dieſe notwendige Säuberungsaktion den Litauern 
nicht beſonders angenehm iſt, kann man verſtehen. Doch 
haben ſie bisher das vorſichtig und taktvoll vorgehende 
Direktorium bei ſeiner Arbeit an der ſchrittweiſen Wieder⸗ 
herſtellung der Autonomie nicht zu ſtören gewagt. Maß⸗ 
gebend für die derzeitige Zurückhaltung iſt die 
unmißverſtändliche Haltung der drei Signatarſtaaten 


England, Frankreich und Italien, die ſich ſeit langer Zeit 
zum erſten Male wieder einig darüber ſind, daß die Zu⸗ 
ſtände, wie fie in der Aera Reisgys⸗Vruvelaitis im Memel⸗ 
land eingeriſſen waren, unter keinen Umſtänden geduldet 
werden können, und daß die Autonomie des Gebietes in 
vollem Umfang wiederhergeſtellt werden muß. In der 
polniſchen Preſſe wird die Anſicht vertreten, daß die 
litauiſche Regierung, die innen⸗ wie außenpolitiſch mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen habe, zu der Ueber⸗ 
zeugung gekommen ſei, daß ein Ausgleich mit Deutſchland 
ihr unter den gegenwärtigen Verhältniſſen wirtſchaftlich und 
politiſch die relativ günſtigſten Chancen biete. 

Derartige Betrachtungen dürfen jedoch nicht darüber 
hinwegtäuſchen, daß die litauiſche Regierung keines⸗ 
wegs auf eine Verwirklichung ihrer Li⸗ 
tauiſierungsabſichten im Memelgebietver 
zichtet hat. Einige litauiſche Blätter haben dem Direk⸗ 
torium Baldſchus bereits mit dem Statutgericht 
gedroht, das in kraſſem Widerſpruch zum Memelſtatut im 
Frühjahr 1935 von der Kauener Regierung geſchaffen 
wurde, und deſſen (ausſchließlich litauiſche) Mitglieder be⸗ 
eichnenderweiſe gerade während der Wahlzeit vom 
itauiſchen Staatspräſidenten ernannt worden ſind. Es 
muß von vornherein feſtgeſtellt werden, daß der Verſuch, das 
Statutgericht gegen die Tätigkeit der gewählten Volks⸗ 
vertretung und gegen die Amtsführung des von deren Ver⸗ 
trauen getragenen Direktoriums Balſchus einſchreiten zu 
laſſen, den Konflikt in feiner ganzen Schärfe wieder aufleben 
laſſen und ſehr wahrſcheinlich auch die durch dieſes Gericht 
unmittelbar in ihren Rechten getroffenen Signatarmächte 
auf den Plan rufen würde. Weiter wird trotz der gegen⸗ 
wärtigen Zurückhaltung auf politiſchem Gebiet von ſeiten 
der litauiſchen Regierungskreiſe mit verſtärktem Nachdruck 
verſucht, die aggreſſive Memel politik, die bisher 
in der Hauptſache nur von den regierenden oder ſonſtwie 
perſönlich intereſſierten Kreiſen getragen wird, zu einer 
Sache des ganzen litauiſchen Volkes zu 
machen. So wurde vor kurzem in Kauen ein „Li⸗ 
tauiſcher Weſtverband“ ins Leben gerufen, der es 
ſich — dem polniſchen Vorbild entſprechend — zum Ziel 
geſetzt hat, mit hiſtoriſchen, kulturellen, wirtſchaftlichen und 
geographiſchen „Argumenten“ die fixe Idee vom „litauiſchen 
Charakter“ des Memelgebietes zum Gemeingut aller Litauer 
zu machen. Dasſelbe Ziel wurde mit einer vor einiger 
Zeit in Memel eröffneten Ausſtellung verfolgt, in der 
mit viel Eifer und wenig Sorgfalt allerlei Dinge zuſammen⸗ 
getragen worden waren, aus denen, wie die Veranſtalter 
behaupteten, hervorgehen ſollte, daß das Memelland „von 
ewigen Zeiten her das reinſte litauiſche Gebiet“ geweſen ſei. 
Es muß auch hier feſtgeſtellt werden, daß derartige 
Märchen nicht geeignet ſind, die vom Direktorium 
Baldſchus eingeleitete Politik der Entſpannung zu fördern. 


Von den Juden in Polen 


Die Ahnen von Karl Marx 

Der jüdiſche Hiſtoriker Balaban veröffentlichte in der 
in Warſchau in polniſcher Sprache erſcheinenden jüdiſchen 
Zeitung „Nasz Przeglad“ („Unſere Rundſchau“) den 
Stammbaum von Karl Marx: „Im 17. Jahr⸗ 
hundert lebte in Krakau Joſef Kohen — Rektor der 
Talmudiſchen Akademie —, Onkel des bekannten Luzker 
»Rabbiners Moſes Iſerles. Iſerles heiratete Nes la 
Wal, Tochter des Breſter Rabbiners. Während der Kriege 
mit den Saporoger Koſaken floh der Rabbiner Iſerles nach 
Preußen, wo er ſeine Tochter mit einem jungen Rabbiner 
in Trewis (Trier), Aaron aus Lemberg, verheiratete. 
Nach dem Tode Aarons ging der Rabbiner-Poſten in Trier 
auf deſſen Sohn, Joſe Herſchel Lwow, den bekannten 
Talmudiſten, über. Dieſem Rabbiner folgte ſein Sohn 
Moſes Lwow, der das Trierer Rabbinat ſeinem 
Schwager, Levy Markus, übergab. Diefer hatte zwei 
Söhne: Samuel Marx, der ſein Nachfolger im Rab⸗ 
binat wurde, und Heinrich Marx, der ſich taufen ließ, 
Advokat wurde und dem Sozialismus den Propheten und 
Schöpfer der Lehre, Karl Marx, ſchenkte.“ 
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Die „Allenſteiner Zeitung“ fügt zu dieſen 
Mitteilungen des Juden Balaban noch hinzu, daß die Mutter 
von Karl Marx, Henriette Preßburg, eine hollän⸗ 
diſche Jüdin war, deren Ahnen nach den Angaben ihrer 
Enkelin Eleanor Marx eine jahrhundertelange 
Kette von Rabbinern aufweiſen. Aus dieſem 
Stammbaum geht nicht nur hervor, daß Karl Marxein 
abſolutreinraſſiger Vollblutjude iſt, ſondern 
vor allem auch, daß er aus einer langen Reihe exkluſivpſter 
Talmudiſten⸗ und Rabbinergeſchlechter ſtammt, die das 
jüdiſche Blut und das jüdiſche Weſen unvermiſcht vererbten 
und die jüdiſche Tradition in ſtrengſter Form 
überlieferten. Gerade auf die lückenloſe Rabbiner⸗ 
tradition legen Karl Marx' Stammesgenoſſen den größten 
Wert; es iſt bezeichnend, daß der jüdiſche Hiſtoriker Balaban 
keinen Stammbaum im gewöhnlichen Sinne unter Dar⸗ 
ſtellung der männlichen Erblinie gibt, ſondern daß er die 
Talmudiſten⸗ und Rabbinertradition mehrfach unter Zu⸗ 
hilfenahme der weiblichen Linie nachweiſt. Auf dieſe Weiſe 
kann er, woran ihm offenbar ſehr gelegen iſt, Rektoren 
talmudiſtiſcher Akademien (Joſef Kohen) und andere be⸗ 


kannte Talmudforſcher (Joſe Herſchel Lwow) unter den 
Ahnen von Karl Marx nennen. 


Angeſichts eines derartig ſchlagenden Beweismaterials 


für die Verwurzelung des Urhebers des Marxismus in der 
jüdiſchen Raſſe und Tradition — für die meiſten anderen 
marxiſtiſchen Größen iſt der gleiche Beweis erbracht worden 
(ſiehe vor allem F. O. H. Schulz: „Jude und Arbeiter“) — 
iſt es völlig unverſtändlich, wie immer noch in manchen 
Köpfen die Vorſtellung ſpukt, es handele ſich beim Marxis⸗ 
mus um ein ökonomiſches und nicht um ein politiſches und 
Raſſenproblem. Der überwältigende Anteil des Judentums 
an den leitenden Stellen in allen marxiſtiſchen, ſozialdemo⸗ 
kratiſchen und kommuniſtiſchen Organiſationen iſt das augen⸗ 
fälligſte Phänomen am geſamten Marxismus überhaupt. 
Dieſe Erkenntnis iſt nicht nur in Deutſchland Allgemeingut 
geworden, ſondern beginnt ſich auch im Ausland bei allen 
nüchternen Beurteilern durchzuſetzen. 


Die Juden an der Poſener Univerſität 

Der „Kurier Poznanski“ beſchäftigte ſich in feiner 
Nummer vom 14. Dezember mit den an der Univerſität 
Poſen ſtudierenden Juden. Die Poſener Univerſität beſitze 
zwar bisher den geringſten Prozentſatz an 
jüdiſchen Studenten von allen ſtaatlichen Hoch⸗ 
ſchulen Polens (abgeſehen von der Bergakademie in Krakau, 
auf der es wenigſtens bis vor kurzer Zeit überhaupt keine 
Juden gab). Aber der Verjudungsprozeß der Poſener 
Univerſität mache „erſchreckende Fortſchritte“ und rufe eine 
berechtigte Aktion ſeitens der polniſchen Jugend hervor. Es 
genüge, die unten angeführten Zahlen der jüdiſchen Hörer 
aus den letzten Jahren zu vergleichen, um das ſchnelle An⸗ 
wachſen nicht nur der abſoluten, ſondern auch der 
prozentualen Zahl der Juden an der Poſener Univerſität 
feſtzuſtellen: 


Da» 1932/33] Da: 1934.35 Da⸗ 
Geſa runter J[Geſamt⸗ runter [Geſamt⸗ runter 
hörerz.] Juden hörerz. | Juden | hörerz.] Juden 


Rechtl. wirtſch. Fakultät 1363] 14 1694 14 172611 
Mediziniſche Fakultät | 855 10 1042] ı7 1283 27 
Humaniſt. Fakultät 998 4 953 3 808 5 
Mathemat.⸗naturwiſſ.] 1012 | 23 | 1160 | 33 [1145] 86 
Fakultät 
Fakultät f. Land⸗ u. 384 — 381 3 860 7 
Forſtwirtſchaft 
14612 | 51 f 5250 [ 70 5282 | 86 


Gegenwärtig, heißt es in dem Endekenblatt weiter, gebe es 
bereits über 100 jüdiſche Studenten an der 
Poſener Univerſität. Man müſſe bedenken, daß der 
Anteil der Juden an der Geſamtbevölkerung der Wojewod⸗ 
ſchaft Poſen 0,5 b. H. und an derjenigen der Wojewodſchaft 
Pommerellen 0,3 v. H. betrage. Der jüdiſche Anteil an der 
Studentenſchaft überſteige alſo den an der Geſamtbevölke⸗ 
rung. Es ſei nicht verwunderlich, wenn die polniſche Jugend 
es in Poſen nicht ebenſo weit kommen laſſen wolle wie an 
den anderen Univerſitäten Polens, wo der Anteil der Juden 
in einigen Fakultäten 30, 40 und mehr v. H. betrage. 


Schlägerei an der Aniverſikäk Warſchau 
Trotz der ſchroffen Ablehnung der antiſemitiſchen 
Forderungen der Studenten der Warſchauer Univerſität 
durch die Regierungsſtellen und akademiſchen Behörden 
erſchien am 11. Dezember erneut eine Abordnung national- 
demokratiſcher Studenten beim Rektor der Univerſität und 
verlangte von ihm, daß er ſofort dafür ſorgt, daß die 
jüdiſchen Studenten in den Hörſälen auf die äußerſten 
Randplätze verwieſen und ſo von den polniſchen Studenten 
abgeſondert werden ſollten. Die Studenten begannen z. T. 
auch unverzüglich ſelber, ihrer Forderung den gehörigen 
Nachdruck zu verſchaffen, indem ſie die Juden mit Gewalt 
auf die ihnen zugedachten Seitenplätze abzuſchieben ver⸗ 
ſuchten. Dabei gerieten. die nationaldemokratiſchen jedoch 
mit den im Regierungslager ſtehenden polniſchen Studenten 
zuſammen. Es kam zu einer Schlägerei zwiſchen den 
polniſchen Studenten, während die Juden, um die es eigent⸗ 

lich ging, ſich grinſend im Hintergrund hielten. 


boykottiert ſogar deutſche Vertreter. 


Ein Schritt auf dem Wege zum Ghekto 

Während die antiſemitiſchen Forderungen der polniſchen 
Studenten an der Warſchauer Univerſität und den anderen 
Hochſchulen Polens abgelehnt wurden, haben die Profeſſoren 
des Lemberger Polytechnikums dem Drängen 
der Studenten wenigſtens inſofern nachgegeben, als ſie 
angeordnet haben, daß die jüdiſchen Studierenden in den 
Hörſälen geſonderte Plätze einzunehmen haben. Von der 
nationaldemokratiſchen Preſſe wurde dieſe Anordnung mit 
Beifall aufgenommen. Sie begrüßt ſie als erſten 
kleinen Schritt auf dem Wege zum Ghetto. 
Aber, jo dämpft der „Warszawski Dziennik Narodowy“ fofort 
ſeine Freude hierüber, durch den Umſtand, daß die jüdiſchen 
Studenten im Hörſaal auf der linken Seite ſitzen müſſen, 
wird noch nichts daran geändert, daß dieſe Juden ſpäter 
doch als Aerzte, Rechtsanwälte uſw. zu Einfluß auf die 
polniſche Volksgemeinſchaft gelangen. Dieſer jüdiſche Ein⸗ 
fluß, heißt es weiter, habe ſich ſchon wiederholt in ſchäd⸗ 
licher Weiſe auf Polens politiſches Geſchick ausgewirkt. 
Er verderbe und vergifte das polniſche Kulturleben durch 
fremde Elemente. Er bereite dem Marxismus und dem 
Freimaurertum den Weg und zerſetze die politiſche 
Moral. Um dieſen Einfluß zu beſeitigen, gebe es nur ein 
Mittel: die direkte Berührung zwiſchen der 
polniſchen Volksgemeinſchaft und den Ju⸗ 
den unmöglich zu machen, d. h. das Ghetto. 
Wenn es dem Juden nicht mehr erlaubt ſei, Mitarbeiter 
einer polniſchen Zeitung, Profeſſor an einer polniſchen 
Univerſität, Lehrer an einer polniſchen Schule, Mitglied 
eines polniſchen Vereins, Verteidiger eines beklagten Polen 
zu ſein, wenn es ihm weiter nicht mehr erlaubt ſei, ſich in 
den von Polen bewohnten Stadtteilen niederzulaſſen uſw., 
dann werde ſich der jüdiſche Einfluß auf die polniſche 
Volksgemeinſchaft zweifellos verringern. Ein folder Zu⸗ 
ſtand, in dem die Juden in das Ghetto geſtoßen würden, werde 
dem polniſchen Volk geſtatten, ruhig und ohne allzu große 
Furcht vor empfindlichen Schäden die Zeit abzuwarten, in 
der die Juden allmählich aus Polen abſtrömen werden. 
Die Anordnung im Lemberger Polytechnikum ſei nur eine 
geringfügige Tatſache. Sie weiſe jedoch den Weg, auf dem 
ſich die Ereigniſſe in Polen unausweislich werden abſpielen 
müſſen. Man müſſe dieſe Anordnung wärmſtens begrüßen. 


Polniſche Juden gegen deulſche Volksgruppe 

In Oſtoberſchleſien mehren ſich die Fälle, in denen 
jüdiſche Kaufleute die ſich früher als Deutſche aus⸗ 
gaben und in ihren Geſchäften größtenteils deutſches 
Perſonal hatten, dieſes Perſonalwegenſeiner Zu⸗ 
gehörigkeit zur deutſchen Volksgruppe 
entlaſſen. Beſonders auffällig iſt das Verhalten der 
Kattowitzer Delikateſſenfirma Borinſki, des Manufaktur⸗ 


warengeſchäftes Kuttner und der Zuckerwarenhandlung 


Süßmann, die einen ſtändigen deutſchen Kunden⸗ 
ſtamm haben. Borinſki und Kuttner haben ihrem 
Perſonal gekündigt, Süfßmann geht noch weiter und 
Als der deutſche Ver⸗ 
treter einer polniſchen Firma längere Zeit von Süßmann 
keine Aufträge mehr erhalten hatte, wandte ſich dieſe Firma 
an Süßmann mit der Anfrage, warum das bisherige gute 
Geſchäftsverhältnis nicht mehr weiter beſtehe. Süßmann 
antwortete, ſie könne erſt wieder bei dieſer Firma kaufen, 
wenn ſie einen polniſchen oder jüdiſchen Vertreter zu ihm 
ſenden werde. Als der deutſche Vertreter, der polniſcher 
Staatsangehöriger iſt, ſeiner Firma erklärte, er werde 
dieſen Fall der Oeffentlichkeit zur Kenntnis geben, erhielt 
er von ſeiner Firma ein Schreiben, worin ihm mitgeteilt 
wurde, er werde ſofort entlaſſen, falls er ſeine Drohungen 
wahr mache. Kommentar überflüſſig. 


et tte rc tec ccc eee 


Dieſer Nummer liegt das Inhaltsver⸗ 
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Ein intereſſantes Dokument 


Die Funktionäre der Danziger Oppoſitionsparteien ſind 
ſeit der Machtergreifung durch den Nationalſozialismus be⸗ 
müht, durch Eingaben und Beſchwerden aller Art den 
Völkerbundskommiſſar und die anderen Inſtanzen des 
Völkerbundes zum Einſchreiten gegen die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Regierung zu veranlaſſen. Sie haben dabei ſchon 
wiederholt bei dem gegenwärtigen Kommiſſar Sean Leſter 
ein ſo auffälliges Entgegenkommen gefunden, daß der Rat 
des Völkerbundes ſich in ſeiner diesjährigen Herbſttagung 
zu der Feſtſtellung veranlaßt ſah, daß es unter ſeiner Würde 
ſei, ſich mit derartigen Lappalien abzugeben. Es iſt nun 
intereſſant, feſtzuſtellen, daß die Leute, die heute dem 
Kommiſſar die Türe einrennen und dicke Beſchwerden nach 
Genf abſenden, zu einer Zeit, als ſie noch ſelbſt in 
der Macht ſaßen, derartige Eingriffe, wie ſie ſie jetzt 
ſelber provozieren, ganz energiſch abgelehnt haben. Derſelbe 
Dr. Kamnitzer, der heute Petitionen an den Völkerbund 
verfaßt und unterſchreibt, hat einmal, als er noch Finanz⸗ 
ſenator war, dem Völkerbundskommiſſar eindeutig klar⸗ 
gemacht, daß die Regierung der Freien Stadt ſich ſeine 
läſtigen und entwürdigenden Eingriffe aus grundſätzlichen 
Erwägungen heraus nicht gefallen laſſen könne. Die 
Danziger Zeitungen veröffentlichten vor kurzem die Kopie 
eines Schriftſtückes über eine Beſprechung, die der 
damalige Senator Kamnitzer am 7. Februar 1929 mit dem 
damaligen Kommiſſar van Hamel gehabt hat. Das 
Schriftſtück ſtammt von Kamnitzer und iſt von dieſem unter⸗ 
zeichnet. Es heißt dort u. a.: 

„Zur Frage der Auskunftspflicht (des Senates) 
wies der Hohe Kommiſſar auf das von Genf erſtattete Gut- 
achten hin und meinte, er müſſe in dieſer Frage auf ſeinem 
Standpunkt verharren und erforderlichenfalls damit nach 


Genf gehen. Ich ſagte ihm, daß m. E. der vom Senat ein⸗ 
genommene Standpunkt dem Hohen Kommiſſar nur an⸗ 
genehm fein könne, da er anderenfalls mit Ein» 
92 1 0 und Bittgeſuchen überſchüttet würde. 
er Senat könne in dieſer Frage nicht nach⸗ 
geben, denn ſie berühre die prinzipielle Frage, welche 
Stellung der Hohe Kommiſſar in Danzig habe. Danzig 
als kleiner Staatſeibegreiflicherweiſe auf 
ſeine Rechte beſonders eiferſüchtig und 
könne in dieſer Frage keinen Standpunkt 
einnehmen, der ſeinen Rechten abträglich 
iſt. Bei irgendeinem Hohen Kommiſſar könne die An⸗ 
erkennung des Auskunftsrechtes dazu führen, daß in 
inneren Angelegenheiten des Staates eine außerhalb 
der Regierung ſtehende Inſtanz geſchaffen 
werde. Der Hohe Kommiſſar ſagte, daß er keinesfalls die 
Abſicht habe, ſich in die inneren Angelegenheiten der Freien 
Stadt zu miſchen, und daß er die Auskunftspflicht nur für 
ſolche Fragen erreichen wolle, die mit der vom Völkerbund 
garantierten Verfaſſung im Zuſammenhang ſtänden. Ich 
erwiderte ihm, daß es kaumeine Frage gäbe, die 
ſich nicht fo aufziehen faffe, daß ein Zu⸗ 
ſammenhang mit der Verfaſſung kon⸗ 
ftruiert werden könne. Es ſei ſehr ſchwer, die 
Grenze zu ziehen. Der Hohe Kommiſſar erklärte, er wäre 
bereit, eine auch ſeine Nachfolger bindende Formulierung 
zu fuchen, die jede Einmiſchung des Hohen Kommiſſars in 
innere Angelegenheiten des Staates ausſchlöſſe. Er ſei 
bereit, mit Herrn Präſidenten Sahm über eine ſolche Formu⸗ 
lierung zu beraten ...“ So dachten Kamnitzer und feine 
Freunde damals. Ihre damalige Auffaſſung ſpricht 
über ihr heutiges Verhalten ein eindeutiges Urteil. 


Die deutſche Geſchichte der Stadt Poſen 


Schon vor Beginn unſerer Zeitrechnung ſiedeln dort, wo 
ſpäter die Stadt Poren eritſtand, oſtgermaniſche 
Stämme; fie ziehen in der Völkerwanderung keineswegs 
reſtlos fort. Erſt weit in der zweiten Hälfte des erſten nach⸗ 
chriſtlichen Jahrtauſends beginnen Sla ven einzuſickern. All⸗ 
mählich nehmen die germaniſchen Herren die Sprache der 
ſlaviſchen Unterſchicht an und bilden deren Uradel. 

Eine neue germaniſche, normanniſche Eroberung 
ſchmiedet wie den ruſſiſchen, fo auch den polniſchen Staat zu⸗ 
ſammen, deſſen erſter geſchichtlicher Herzog Miſiko oder Mi⸗ 
jaka (polniſch: Mieſzko) in einer alten Aufzeichnung in Rom 
den germaniſchen Namen Dagome führt. Sein 
Sohn, der mächtige Boleslaus, — in nordiſchen Sagas führte 
er den Namen Burisleif — wird in der leider nur in 
Abſchrift erhaltenen Inſchrift auf ſeinem Grabmal im Poſener 
Dom „König der Polenoder Goten“ genannt. Später 
ſitzt um Polen das bee Normannengeſchlecht der 
Audank, deutſch Habdank; es finden ſich germaniſche 
Ortsnamen in der Gegend. 

Die Geſchichte des Deutſchtums in der Po⸗ 
ſener Gegend iſt ſo alt wie der Staat Polen, 
9. h. faſt 1000 Jahre. Schon Miſiko gründet im Jahre 968 in 
Pojen ein chriſtliches Bistum, deſſen Biſchöfe zunächſt Deutſche 
find — die erſten heißen Jordan und Winger (Unger) — 
und dem Erzſtuhl Magdeburg unterftehen. Er 
und nach ihm viele andere Mitglieder des Herrſcherhauſes der 
Paſthen (Piaſten) führen u. a. deutſche Fürſtinnen 
hein, die mit großen Gefolge von deutſchen Rittern und Geiſt⸗ 
lichen ins Land kommen. Doch der emporſtrebende Polanen⸗ 
ſtaat, der bald nicht mehr die O berherrſchaftdesdeut⸗ 
ſchen Kaiſers, nach damaligen Begriffen: des natürlichen 
Herrn der Welt, anerkennen will, gerät zeitweiſe in Kampf 
mit ihm. 1005 zwingt Kaiſer Heinrich ll. den kühnen Bo⸗ 
leslaus in Poſen zum Frieden, und 1157 muß ſich in der Nähe 
der Stadt der damalige Polenherzog vor Kaiſer Fried⸗ 
rich Rotbart demütigen. 1178 ſetzen ſich in Poſen deut⸗ 
che Johanniter an, deren romaniſches Kirchlein heut 
noch ſteht; etwas ſpäter hören wir von einer dem deutſchen 
Heiligen Gotthard geweihten Kirche. Vielleicht waren die 
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„verderbt nordiſch ſprechenden“ Bewohner verſchiedener Sied⸗ 
lungen um Poſen, von denen ein damaliger Reiſender erzählt, 
Niederdeutſche. Aber wenn es auch nur ſtammesverwandte 
Skandinavier geweſen ſein ſollten, ſo viel iſt jedenfalls ſicher, 
daß ſchon längere Zeit vor der 510 8 erſt 1253 
angeſetzten Gründung einer Stadt Poſen zu 
deutſchem Recht eine zunächſt vielleicht loſe 
Siedlung deutſcher Menſchen, wohl hauptſächlich 
Kaufleute, beſtanden haben muß. Eine wichtige Rolle 
als Handelsplatz an einer günſtigen Uebergangsſtelle über die 
hier geteilte, ſonſt ſchwer überſchreitbare Warthe — die Flüſſe 
waren damals viel waſſerreicher, die Ufer verſumpft, das Land 
ier bor ich mit Urwald, Seen und Sümpfen bedeckt — spielte 
er Ort ſchon ſehr lange. 

Die geſchichtlich älteſten Teile der Stadt Po⸗ 
ſen lagen öſtlich, teilweiſe außerhalb der jetzigen Stadt, die 
ſich immer weiter nach Weſten entwickelt hat. Wahrſcheinlich 
un Jahr 1231 wird der jetzige Stadtteil Schrodka als 
Stadt zu deutſchem Recht gegründet unter einem 
Vogt Heinrich. Damit iſt Schrodka (Poſen) die älteſte 
Siedlung im Poſener Gebiet, älter als Powidz und 
Gneſen. Das Städteweſen haben ja bekanntlich die Oſtvölker 
wie jo manche andere Kulturerrungenſchaft erſt von den 
Deutſchen übernommen. Leider hat ſich die Gründungsurkunde 
der Schrodka nicht erhalten; dagegen kennen wir noch die 
Gründungsurkunde der 1253 unter Herzog Prenisl durch den 
deutſchen Unternehmer (Lokator) Thomas von Guben 
gegründeten Stadt, der jetzigen Altſtadt Poſen. Ihr oſt deut- 
ſches Kolonialſchema mit dem viereckigen Markt, dem 
Rathaus darauf, deſſen gotiſche Teile auf die älteſte Zeit zurück⸗ 
gehen, und den ſchachbrettförmig vom „Ring“ ausgehenden 
Straßen iſt heute noch deutlich zu erkennen, ihre Größe daran, 
daß auch von den Mitten der vier Marktſeiten Straßen aus⸗ 
gingen. ; 

Es iſt möglich, daß auch ſchon einige Polen in dieſe Neu⸗ 
gründung am linken Wartheufer zogen oder ſpäter hinzukamen. 
Daß die Stadt aber im Anfang des 14. Jahrhun⸗ 
derts noch völlig deutſchgerichtet war, beweiſt die 
Tatſache, daß fie damals (ebenjo wie das deutſche Krakau) 


unter ihrem Vogt Primco (den die Polen Przemko nennen) 
den deutſchen Herzog von Glogau, deſſen Gebiet 
bis nahe an die Stadt reichte, gegenüber einem flaviſch geſinn⸗ 
tem Thronbewerber unterſtützte, allerdings erfolglos, und daß 
die Eintragungen in den älteſten Stadtbüchern und die darin 
vorkommenden Namen faſt rein deutſch, und zwar in 
ojtmitteldeutfcher, ſchleſiſcher Form find. Deutſch wurde wie 
An Krakau, Lemberg und vielen anderen deutſchen Städten Po⸗ 
lens und Reußens (Rutheniens) 55 in der Pfarrkirche zu 
St. Martin und Magdalenen von Poſenau oder Pon a, 
wie man damals ſagte, gepredigt. Kennzeichnend iſt, daß 
noch 1454 in der Zeit der Kriege mit dem Deutſchen Ritter⸗ 
orden die fälſchliche Beſchuldigung auftauchte, der Rat der 
Stadt habe die Stadttore vier Nächte lang offengelaſſen, um 
dem Orden die Beſetzung der Stadt zu ermöglichen. Von jener 
alten Stadtummehrung ſind nur noch zwei ſogenannte „Weich“⸗ 
Türme und geringe Reſte der Stadtmauer erhalten, dagegen 
noch etliche Kirchen aus dem Mittelalter. In einer, der 
Fronleichnamskirche, die wie mehrere andere in loſen 
Siedlungen vor der geſchloſſenen Stadt lag, erzählt noch heute 
eine alte Marmortafel, daß aus Deutſchland heran⸗ 
geholte Karmelitermönche ihre Erbauer ge⸗ 
weſen ſind. Bezeichnungen, wie die des jetzigen Stadtteils 
Wilda, des Ausflugsortes Schilling, weiter die 
Groffwieſen erinnern an Patriziergeſchlechter, die zu 
jener Zeit aus verſchiedenen Teilen Deutſchlands eingewandert 
find. Andere wie die des Stadtdorfes Kokendorf, Kun⸗ 
dorf oder der Bogdanka als Fließ ſind untergegangen. 
Wini 1 ry taucht in der alten deutſchen Namensform Wei⸗ 
nern auf. 


Die deutſche Reformation fand ſehr bald auch 
in Poſen Eingang, und die Zeit unter den beiden Königen 
Sigismund, als z. B. 1567 der Poſener Rat faſt ganz mit 
Proteſtanten beſetzt war, iſt die Blütezeit der Stadt, 
die damals die für jene Zeit recht ſtattliche Zahl von 20 000 
Einwohnern gezählt haben dürfte. Doch der Erbfehler der 
Proteſtanten, daß ſie keine geſchloſſene Einheit bildeten, ſich 
vielmehr gern gegenſeitig befehdeten, trat auch in Poſen zu⸗ 
tage. Damit erleichterten fie der alten Kirche ſelbſt die Wieder- 
gewinnung des verlorenen Gebietes durch die mächtige 
Kampftruppe des Jeſuitenordens. Der Stolz der Lubranſki⸗ 
Akademie, Prof. Hegendorfer aus Leipzig, mußte 
weichen. Kennzeichnend iſt, daß die Patres der Geſellſchaft Jeſu 
„zur Bekehrung der zahlreichen Abtrünnigen“ polniſch und 
deutſch predigten. Später kam es zu böſen Verfolgungen der 
Nichtkatholiken, z. B. Anfang des 17. Jahrhunderts mehr⸗ 
fache gewalkſame Niederbrennung der evan⸗ 
0 Kirchen, Ausſchließung der Prote⸗ 
ſtanten vom Bürgerrecht, ſo daß große Mengen von 
ihnen auswanderten, zum Teil nach Liſſa, das damals auf⸗ 
blühte, während Poſen durch Kriegs- und Aufſtandswirren 
raſch zurückging. Andere traten zum Katholizismus über, und 
von den Deutſchkatholiken gingen viele dem 
Deutſchtum verloren. Doch daß ſie zeitweiſe recht ſtark 
waren, zeigt die Tatſache, daß ſie drei Bruderſchaften beſaßen. 
In zwei von ihnen traten in dem einen Jahre 1776 231 Mit- 
glieder ein, darunter manche mit polniſchen Namen. Mehrere 
Orden ſtritten ſich um ihre Betreuung. 


So ſtimmt die Behauptung nicht, daß die Stadt im 
17 Jahrhundert „durch und durch polnüch“ geweſen ſei. Eines⸗ 
teils hielten ſichtrog aller Verfolgungen eine be⸗ 
achtenswerte Anzahl deutſcher Lutheraner, 
darunter eine Menge Aerzte, Goldſchmiede, Maler, 
Glockengießer und andere Edelhandwerker, 
es gab weiter ſtändig eine deutſch⸗katholiſche Ge⸗ 
meinde zu St. Annen (wie in Wilna), deren Pfarrer 
mehrfach erwähnt wird, eine ſtarke jüdiſche und andere klei⸗ 
nere a Zugleich mit dem Niedergang des Staa⸗ 
tes verfiel auch Poſen, das noch dazu durch die Kriegsnöte be- 
ſonders der Schwedenkriege, durch in jenen Zeiten des 
überwiegenden Holzbaus beſonders gefährliche Feuers⸗ 
brünſte, Ueberſchwemmungen und ſchwere Seuchen heim⸗ 
geſucht wurde, zu einem kümmerlichen Neſt von rund 3000 
Seelen um 1720. Die Evangeliſchen mußten, wenn nicht 
braerdenburgiſch⸗preußiſche oder ſchwediſche Beſatzungen (wie 
während des Nordiſchen oder Siebenjährigen Krieges) in der 
Stadt lagen, bis nach Schwerſenz pilgern, wenn ſie einen 
evangeliſchen Gottesdienſt beſuchen wollten. 


Da die Kämmereidörfer ringsum völlig verwüſtet 
waren, ſah ſich der katholiſche Magiſtrt nach dem „Koloni⸗ 
ſationselement“ um, das keit etlichen Jahrhunderten immer 
wieder als Kulturträger nach dem Oſten geholt worden war, 
und beſiedelte die Umgebung mit Katholiken aus Süd⸗ 
deutſchland, die als „Bamberger“ lange ihr Deutſch⸗ 
tum bewahrt, im vorigen Jahrhundert aber während der preu⸗ 
ßiſchen Herrſchaft unter den Augen der angeblich ſo germani⸗ 
ſierenden Regierung durch den Einfluß der polniſchen Geiſtlich⸗ 
keit und unter dem Eindruck des Kulturkampfes meiſt zu über⸗ 
zeugten und beſonders eifrigen Polen geworden ſind. Aber 
auch evangeliſche Deutſche mußten als unentbehrlich notge⸗ 
drungen im 18. Jahrhundert immer mehr zugelaſſen werden, 
und ſchließlich erzwangen die nichtkatholiſchen Nachbarmächte 
(nachdem Polen ſehr verſpätet, zu Zeiten, als in Preußen jeder 
nach ſeiner Faſſon ſelig werden konnte, noch einmal eine Welle 
des Glaubenshaſſes erlebt hatte) 1768 die Anerkennung 
der Gleichberechtigung der nichtkatholiſchen 
fog. „Diſſidenten“. Da durften auch nach längeren koſt⸗ 
ſpieligen Bemühungen die Lutheraner endlich wieder ein 
Gotteshaus errichten; aber kein anderer Platz war zu erhalten 
als Sumpfboden neben dem Galgen dicht an der Warthe. Doch 
unter ungeheuren Opfern gelang wider Erwarten der Bau der 
Kreuzkirche, die 1786, alſo vor 150 Jahren, eingeweiht 
werden konnte, kurz vor der preußiſchen Beſitznahme von 1793. 
Ein Bild von König Stanislaus Auguſt, ein gutes Kunſtwerk, 
wie die meiſten von einem Deutſchen geſchaffen, hängt bis heute 
in der Sakriſtei. 

Inzwiſchen hatte ſich trotz wieder anwach tender Bevölke⸗ 
rungszahl das Bild ſo verſchoben, daß ſchon vier Jahre vor dem 
Einrücken der Preußen der Franzoſe Parendier 
4 Tage in Poſen umhergehen konnte, ohne die 
polniſche Sprache zuhören (vgl. Roczniki Historyczne 
Bd. I, S. 97), und 1793 hatten von den rund 12000 
Einwohnern tatſächlich die Evangeliſchen zu- 
ſammen mit den deutſchſprachigen Juden und 
den Deutſchkatholiken die Mehrheit gegen⸗ 
über den Polen. Trotz anerkennenswerter Verſuche in den 
letzten Jahren des untergehenden polniſchen Staates, die Ver⸗ 
hältniſſe zu beſſern, lagen ſelbſt am Markt zahlreiche Häuſer 
ſeit Menſchenaltern in Schutt und Trümmer. Jetzt wurde mit 
preußiſcher Gründlichkeit aufgeräumt. Auch verwaltungsmäßig 
wurden die bis dahin beſtehenden 9 einzelnen, 
ſelbſtändigen Gemeinden, die die Bezeichnung 
„Stadt“ teilweiſe wie zum Hohn führten, zu einerlebens⸗ 
fähigen wirklichen Stadt zuſammengeſchmol⸗ 
zen, und als 1803 ein verheerender Brand einen großen Teil 
in Aſche legte, wurde um den Mäufeberg, den damals ange⸗ 
legten Wilhelms⸗ und jetzigen Freiheitsplatz, ein neuer Stadt⸗ 
teil mit geräumigen und ſchönen Straßen errichtet unter Auf⸗ 
hebung des alten abgeſchloſſenen jüdiſchen Ghettos. Da wurde 
das Werk des Wiederaufbaus durch die Niederlage Preußens 
bei Jena und Auerſtädt jäh unterbrochen. Die Polen begannen 
teilweiſe unter Zwang gegen preußenfreundliche Bewohner einen 
Aufſtand. Zwei Provinzbürgermeiſter, Joh. chatz⸗ 
ſtgtv, die de aus Gollantſch und Joh. Differt aus Ober⸗ 
itzko, die der preußiſchen Regierung die Treue, die fie ihr ge⸗ 
ſchworen hatten, auch hielten, wurden auf dem Marktplatz in 
Poſen erſchoſſen, zahlreiche preußiſche Beamte vertrieben. Zur 
erwarteten Ent/cheidungsichlacht bei Poſen kam es jedoch nicht. 
Die Stadt und das Gebiet Südpreußen, wie es geheißen hatte, 
fiel im Frieden von Tilſit an das Herzogtum War⸗ 

chau, d. h. es kam wieder unter polniſche Herrſchaft. 

Die Jahre von 1807—1813 bedeuten einen Stillſtand 
oder gar Rückgang. Napoleon, der zeitweiſe in Poſen 
weilte und von hier aus die Geſchicke Europas lenkte, forderte 
ſchwere Opfer an Geld und Menſchen. Während vorher zu 
füdpreußiſcher Zeit naturgemäß der deutſche Bevölkerungs⸗ 
anteil gewachſen war, ging er jetzt unter dem polniichen Druck 
etwas zurück. Nach dem Feldzug von 1812 rückten die Ruſſen 
ein, und nach den Befreiungskriegen fiel die Stadt 1815 wieder 
an Preußen zurück als Hauptſtadt des „Großherzog 
tums Poſen“ mit einem eigenen kgl. Statthalter, dem pol⸗ 
niſchen Fürſten Anton Radziwill, dem Mann einer preußiſchen 
Prinzeſſin. Hier, im ehemaligen Jeſuitenkolleg, der ſpäteren 
Regierung und dem jetzigen Wojewodſchaftsgebäude, owie in 
Antonin ſpielte ſich der Herzensroman des Prinzen Wilhelm 
von Preußen, des ſpäteren Kaiſers, mit feiner ſchönen Baſe 
Eliſe Radziwill ab. Seit 1826 wurde der Ort zu einer ſtarken 
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Feſtung ausgebaut. Während des Aufſtandes in Kongreß⸗ 
polen von 1830/31 hie der aus den Freiheitskriegen bekannte 
Heerführer Feldmarſchall Graf Neithard von Gnei⸗ 
ſenau in Poſen die Grenzwacht und ſtarb wie viele andere 
Bewohner an der Cholera, die durch die zur Bekämpfung des 
Aufſtandes von der aſiatiſchen Grenze herangeholten ruſſiſchen 
Truppen nach dem Weſten verſchleppt worden war. Komman⸗ 
dierender General war zeitweiſe der berühmte von Grol⸗ 
man, deſſen mächtiger viereckiger Grabſtein noch auf dem 
Gamilonfriedhof am Abhange des Kernwerkes ſteht, während 
das Gneitenau⸗Denkmal wie die anderen Erinnerungsmäler an 
die preußiſche Zeit im Jahre 1919 beſeitigt wurde. Im Jahr 
des mißglückten polniſchen Putſches auf Poſen 1846 ſtarb der 
große polniſche Führer Dr. Karl Marcinkowſki in dem 
gleichen Hauſe und der gleichen Wohnung (Bergſtraße 7), in 
der Hindenburg, der ſpätere Generalfeldmarſchall und 
Retter des Oſtens vor den Ruſſen, im Jahre darauf geboren 
wurde. Nachdem kurz vorher die Polen infolge deutſcher Gleich⸗ 
gültigkeit einen Sieg in den Stadtverordnetenwahlen errungen 
hatten, ſtand feit 1846 die deutſche Mehrheit in dieſer Verſamm⸗ 
kung feſt. 1848 zählte die Stadt 24000 Deutſch⸗ 
sprachige (einſchl. der Juden, aber ohne Mili⸗ 
tär) gegenüber 18000 Polen, Hauptſächlich die ſtarke 
Abwanderung der jüdiſchen Bevölkerung, die 1832 etwas über 
%s der Geſamtzahl ausgemacht hatte, und ſpäter der ſtärkere 
Geburtenüberſchuß der Polen verſchob aber allmählich rein 
zahlenmäßig das Verhältnis zugunſten der letzteren, die jedoch 
immer in der Aufbringung der Steuern zurückge⸗ 
ſtanden, dagegen immer mehr die Leiſtungen der Stadt⸗ 
emeinde in An'pruch nahmen. Um 1879 gewannen die 
Roten die Mehrheit, zahlten jedoch kaum 
„ der Einkommenſteuer. Noch in dieſem Jahre war 
der deutſche Magiſtrat ſo gerechtdenkend, daß er ſich gegen die 
Anordnung der Staatsbehörden, anſtatt zweiſprachiger Stra⸗ 
Benjchilder einſprachig deutſche anzubringen, tatkräftig zur 
Wehr jetzte, während bekanntlich die Polen nach dem Welt⸗ 
kriege ſehr bald alle Straßennamen ins Polniſche umänderten 
und alle an die preußiſch⸗deutſche Vergangenheit erinnernden 
Denkmäler vernichteten. Den 1870 zurückgetretenen Ober⸗ 
bürgermeiſter Naumanan, den Großvater des ſpäte⸗ 
ren politiſchen Führers, haben die Polen ſelbſt einen „aufge⸗ 
klärten 1.) gerechten Mann, der ſich allgemeiner Achtung er⸗ 
freute“, genannt 
Das bis dahin ruhige Tempo der Entwicklung wurde be⸗ 
ſonders lebhaft, als um die Jahrhundertwende die ehemaligen 
Stadtdörfer, die inzwiſchen zu Vorſtädten angewachſen waren, 
eingemeindet wurden, der die Stadt einengende Feſtungs⸗ 
gürtel fiel und an feiner Stelle ſchöne Wallſtraßen, Prome⸗ 
naden und Parkanlagen entſtanden. Nach den ſchweren 
Kriegsjahren — zeitweiſe hatten Hindenburg und der 


aus Kruſchewnia bei Poſen ſtammende Ludendorff hier ihr 
Hauptquartier — folgte der durch das Verlagen mancher füh⸗ 
renden Stellen und durch den roten Umſturz erleichterte pol⸗ 
niſche Umſchwung und die Abtrennung des Gebiets 
vom Deutſchen Reich. 


Zum drittenmal in der Geſchichte gehört Poſen einem pol⸗ 
niſchen Staatsweſen an. Unerhört raſch änderte ſich das völ⸗ 
kiſche Geſicht der Stadt. Während die Deutſchen 1910 
— und 1918 werden es nicht weniger geweſen ſein — noch faſt 
42 v. H. der Bewohner ausmachten, die aber 60 Prozent der 
Steuern aufbrachten, war die Zahl bald ſchon auf 5,5 v. H. ge- 
ſunken, und jetzt beträgt ſie nur noch etwa 3 v. H., ohne daß die 
Abwanderung ſchon ganz zum Stillſtand gekommen wäre. 
Aber dieſe 6000 deutſchen Menſchen haben 
heute noch eine weit über ihre geringe Zahl 
hinausgehende Bedeutung. An Schulen beſtehen 
außer der deutſchen Volksſchule das Schillergymmaſium 
und das Mädchengymnaſium, das Knotheſche Lyzeum. 
Den Mittelpunkt, des geiſtigen Lebens bildet die 
„Deutſche Bücherei“, die des wiſſenſchaftlichen die „Hiſtoriſche 
Geſellſchaft“, die kürzlich 50 Jahre alt geworden iſt, und der 
„Deutſche Naturwiſſenſchaftliche Verein“, der bald 100 Jahre 
alt wird. Neuerdings beſitzt die Stadt auch eine Deutſche 
Bühne. Der Muſikpflege widmen ſich mehrere Vereine, dar⸗ 
unter der Bachverein, der Sportpflege der kürzlich 75 Jahre 
alt gewordene Männerturnverein und zwei Rudervereine. 
Kirchlich iſt Poſen der Sitz des Generalſuperintendenten D. 
P. Blau von der Evangeliſch⸗unierten Kirche (und des Erz 
biſchofs von Poſen⸗Gneſen), wirtſchaftlich verſchiedener wich⸗ 
tiger Verbände. Die Stadt, die 1925 durch Eingemeindungen 
ihre Grenzen ausgedehnt hat, zählt augenblicklich (gegenüber 
157 000 Einwohnern im Jahre 1910) über 1 Million Ein⸗ 
wohner. Die polniſche Verwaltung hat den Ehrgeiz, zu zeigen, 
daß ſie die Stadt ebenſo vorwärts zu bringen verſteht, wie es 
vorher die deutſche Verwaltung getan hat. 


Zuſammenfaſſend iſt zu 1 5 Auf Poſener Boden hat 
es immer Germanen und Deutſche gegeben. Die germanicch⸗ 
deutſche Geſchichte der Siedlung Poſen iſt um Jahrhunderte 
älter als ihre polniſche Geſchichte. Mehrfach ſchon haben im 
Laufe zweier Jahrtaufende Germanen und Deutſche den völ⸗ 
kiſchen Rückzug aus dem Gebiete, in dem dieſe Stadt liegt, an⸗ 
getreten, weil ſie anderswo eine größere Aufgabe zu finden ver⸗ 
meinten. Aber immer ſind ſie wieder gekommen und immer 
wieder überſpülten fie das Land mit den Wellen ihres leben 
ſpendenden Blutes. Wer die Geſchichte dieſer Stadt im Wechſel 
der Jahrhunderte und Jahrtauſende ſieht, für den ſchrumpft 
das Unglück, das ein oder zwei oder auch drei Generationen 
erleben, zu einer Epiſode zuſammen. 


(Nach einer Arbeit aus der „Deutſchen Schulzeitung in Polen“) 


Oſtland⸗ Chronik 


Die Oberſtengruppe macht Pauſe 

Zu der Tatſache, daß der Einfluß der Oberſtengruppe 
auf die politiſchen Ereigniſſe in Polen in letzter Zeit zurück⸗ 
gegangen iſt, hat der gemäßigt oppoſitionelle „Goniec 
Warszawski“ kürzlich wie folgt Stellung genommen: Nach 
Auffaſſung der Oberſtengruppe ſei das polniſche Volk 
für das demokrakiſch⸗liberale Syſtem noch 
nicht reif. Es werde noch längere Zeit harte autoritäre 
Regierungen brauchen. Wenn die Regierung Koscialkowfki 
ein liberales Regime eingeführt habe, ſo nur deshalb, 
weil fie das zur Durchführungihrer ſehr unpo⸗ 
pulären, aber leider nicht zu vermeidenden 
Maßnahmen auf wirtſchaftlichem Gebiet für 
notwendig gehalten habe. Wenn dieſe Maßnahmen einmal 
durchgeführt ſeien, werde der Kurs wieder gewechſelt und 
zum autoritären Regime zurückgekehrt werden. Früher oder 
ſpäter, vielleicht ſchon im Frühjahr, vielleicht aber auch erſt 
im Herbſt 1936, werde ſich als Folge der liberalen Lockerung 
des Regierungsſyſtems eine größere Regſamkeit 
der oppoſitionellen Elemente einſtellen. Dann 
werde die Rückkehr zum hundertprozentig 
autoritären Regime notwendig fein. Die Ober⸗ 
ſtengruppe habe ſich gewiſſermaßen nur 
eine Pauſegegönnt. Sie ſei davon überzeugt, daß in 
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Polen keine andere Gruppe vorhanden ſei, die ebenſo wie 
ſie darauf vorbereitet und dazu berufen ſei, die Macht in 
Händen zu halten. 


Nalifikation des deutſch-polniſchen Wirtſchaftsabkommens 

Sejm und Senat haben in ihren letzten Sitzungen 
kurz vor den Weihnachtsfeiertagen die Ratifikation 
des bereits am 20. November vorläufig in Kraft geſetzten 
deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftsabkommens 
beſchloſſen. Von den Sprechern der oppoſitionellen 
Parteien wurden einige belangloſe Vorbehalte gemacht und 
gewiſſe Zweifel an dem reibungsloſen Funktionieren der 
Berrechnungsbeftimmungen des Abkommens geäußert. 
Während ſich die Kritik der polniſchen Sprecher z. T. 
in einigermaßen ſachlichem Rahmen bewegte, benutzte ein 
jüdiſcher Abgeordneter die Gelegenheit, gegen eine 
Politik der wirtſchaftlichen Annäherung an Deutſchland 
überhaupt Stimmung zu machen. Er wurde von einem 
Vertreter des Regierungslagers darauf aufmerkſam gemacht, 
daß Polen ſich beim Abſchluß ſeiner Verträge nur von ſeinen 
eigenen Intereſſen, nicht aber von den jüdiſchen Antipathien 
gegen irgendeinen anderen Staat leiten laſſen könne. Das 
Abkommen wurde in Sejm und Senat mit großer Mehrheit 


gutgeheißen. 


Witos darf nicht nach Polen zurück 


Der vom Juſtizminiſter Michalowſki ausgearbeitete 
Entwurf eines Amneſtiegeſetzes rief während 
der Beratung in den geſetzgebenden Körperſchaften mehrfach 
erregte Auseinanderſetzungen hervor. Die Meinungen 
ſtießen vor allem in der Frage aufeinander, ob die Amneſtie 
auch auf die Verurteilten des Breſter Pro⸗ 
dae ausgedehnt werden ſolle. Im Mittelpunkt des 

ntereſſes ſtand dabei die Perſon des Bauernführers 
Witos, der ſich der Verbüßung der im Breſtprozeß über 
ihn verhängten Freiheitsſtrafe durch die Flucht in die 
Tſchechei entzogen hatte, wo er ſich als politiſcher 
Emigrant auch heute noch aufhält. Mit aller Entſchieden⸗ 
heit traten die Mitglieder der Oberſtengruppe einer 
Amneſtierung der Breſtverurteilten entgegen. Aber im 
Sejm ſowohl wie im Senat erhoben ſich zahlreiche Stimmen, 
die dem emigrierten Bauernführer durch die Amneſtie die 
Rückkehr nach Polen freizumachen wünſchten. Es handelt 
ſich hier um eine Angelegenheit von höchſter 
politiſcher Bedeutung. Unter allen Gegnern des 
Pilſudſkiregimes und vor allem der Oberſtengruppe iſt dieſer 
ſture und energiſche Bauernführer zweifellos die markanteſte 
Geſtalt. Witos war vor dem Maiumſturz von 1926 drei⸗ 
mal Miniſterpräſident; die Aufrüttelung der 
polniſchen Bauern zum Widerſtand gegen die Rote Armee 
im Jahre 1920 war — nach Pilſudſki — vor allem auch ſein 
Verdienſt. Er war (und iſt vielleicht auch noch heute) der 
einzige polniſche Politiker, der die Maſſe der polniſchen 
Bauern zu einer politiſchen Front zuſammenzufaſſen und 
als politiſchen Faktor in den Staat einzubauen vermag. 
Trotzdem er ſich ſeit langem im Ausland aufhält, iſt er auch 
heute noch der anerkannte Führer der bäuerlichen Volks⸗ 
partei, in der ſich die drei verſchiedenen Bauernparteien 
zuſammengeſchloſſen haben. Seine Rückkehr nach Polen 
würde eine Aktivierung der bäuerlichen Politik in Polen 
bedeuten, und zwar in einem gegen das Pilſudſkiſyſtem 
gerichteten Sinne. Unter dieſen Umſtänden iſt es verſtänd⸗ 
lich, daß die Regierung Koscialkowſki, wenn ſie auch ſonſt 
der Oppoſition eine etwas größere Bewegungsfreiheit 
gönnt, eine Amneſtierung der Breſtverurteilten mit aller 
Entſchiedenheit ablehnt. 


Regierung und Endeken 


Es iſt bekannt, daß die nationaldemokratiſche Partei in 
Polen ſeit dem Tode des Marſchalls eine lebhafte Tätigkeit 
entfaltet. Die Stärke dieſer Partei, die den größeren Teil 
der polniſchen Intelligenz hinter ſich hat, liegt in der 
zerſetzenden Kleinarbeit innerhalb des Regierungsblocks 
ſelbſt. Der Verſuch jedoch, den Regierungsblock offen an⸗ 
zugreifen, iſt, da der Partei keine ſtaatkichen Machtmittel zur 
Verfügung ſtehen, zum Scheitern verurteilt. Bezeichnend 
ſind hierfür die Worgänge, die ſich während der 
letzten Wahlen im Kreiſe Wirſitz im Poſenſchen 
abgeſpielt haben. Damals wurden in verſchiedenen Orten 
von bewaffneten nationaldemokratiſchen Sturmſcharen die 
Wahllokale demoliert, Verſammlungen der Regierungs- 
anhänger geſprengt und Polizeibeamte mit Steinen, Schlag⸗ 
und Schußwaffen angegriffen. Es kamen dabei zwei 
Menſchen ums Leben. In der Anklage vor dem Bromberger 
Gericht wurde den Unruheſtiftern vorgeworfen, ſie hätten 
die Abſicht gehabt, die Regierung zu ſtürzen und den alten 
Endekenführer Roman Dmowſki zum Miniſterpräſidenten 
zu machen. Die mehreren Dutzend Angeklagten wurden zu 
Gefängnisſtrafen verurteilt. — In Warſchau 
wurde Anfang Dezember der Piotr⸗Skarga⸗Verein 
aufgelöſt. Es handelte ſich hierbei um einen katholiſchen 
Verein, auf den ſich offenbar nationaldemokratiſche Kreiſe 
beſtimmenden Einfluß zu ſichern gewußt hatten, und den ſie, 
katholiſch getarnt, für die Zwecke ihrer regierungsfeindlichen 
Arbeit zu benutzen gedachten. Beſonderes Aufſehen erregte 
es damals, daß der Verein kurz vor einer Veranſtaltung 
geſchloſſen wurde, in der der in Paris lebende endekenfreund⸗ 
liche General Sikorſki einen Vortrag halten ſollte. Der 
Fall des Piotr⸗Skarga⸗Vereins iſt ſicherlich nicht der einzige 
Fall, in dem ſich eine gegen die Regierung des Pilſudſki⸗ 
regimes gerichtete Zuſammenarbeit zwiſchen den 
Nationaldemokraten und dem politiſieren⸗ 
den Klerus nachweiſen läßt. — Am 23. Dezember haben 


die Verwaltungsbehörden die Einſtellung der Tätig⸗ 
keit der nationaldemokratiſchen Partei in 
Kattowitz, Chorzow (Königshütte), im Kreiſe 
Schwientochlowitz und verſchiedenen ande⸗ 
ren Orten der Wojewodſchaft Schleſien ver⸗ 
fügt. Begründet wurde die Schließung der dortigen 
endekiſchen Ortsgruppen mit deren „die Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung gefährdenden verbrecheriſchen Tätigkeit“. 
Gemeint wurde hiermit wohl u. a. der vor einiger Zeit 
erfolgte Sprengſtoffanſchlag auf die Katto⸗ 
witzer Synagoge bei dem Materialſchaden angerichtet 
und zwei Kinder verletzt wurden. — Ob ſich in dieſem Vor⸗ 
gehen der Regierungsſtellen gegen die nationaldemokratiſche 
Partei ein ſchärferer Kampf gegen die Oppoſition ankündigt, 
oder ob es ſich hier nur um Einzelaktionen handelt, die ſich 
aus den örtlichen Verhältniſſen ergaben, läßt ſich nicht ſagen. 
Im allgemeinen iſt die Regierung für ein ſcharfes Vorgehen 
3. Zt. nicht zu haben. Nur die Oberſtengruppe tritt 
für draſtiſche Maßnahmen ein. Sie fordert die Auflöſung 
der nationaldemokratiſchen Partei und neigt darüber 
hinaus zur Aufhebung aller Parteien, denen ſie 
nach der Selbſtauflöſung des Regierungsblocks die Daſeins⸗ 
berechtigung abſpricht. 


Erſchwerung der Ausreiſe aus Polen 

Der polniſche Innenminiſter hat die ihm unterſtellten 
Verwaltungsbehörden angewieſen, in Zukunft koſten⸗ 
loſe Auslandspäſſe grundſätzlich zu ver⸗ 
weigern, ſoweit nicht eine beſondere Genehmigung des 
Innenminiſteriums vorliegt. Auch die Erteilung von er⸗ 
mäßigten Auslandspäſſen wird in Zukunft von 
der Vorlegung beſonderer Dokumente abhängig gemacht 
werden, die die tatſächliche Notwendigkeit der Ausreiſe 
nachweiſen. Darüber hinaus wird die Zahl der zu 
normalen Gebühren erteilten Auslands ⸗ 
päſſe auf ein Mindeſtmaß eingeſchränkt. 
Auch ſolche Päſſe werden nur noch bei Nachweis der Not⸗ 
wendigkeit der Ausreiſe erteilt. Als Kriterium der Not⸗ 
wendigkeit gilt das Atteſt eines amtlichen Arztes, der 
einen Kuraufenthalt im Ausland verordnet, die Beſcheini⸗ 
gung eines Konſulats, das die Dringlichkeit einer kurz⸗ 
friſtigen Reiſe zu ſtändig im Ausland lebenden Angehörigen 
nachweiſt, eine Beſcheinigung darüber, daß eine Reiſe ins 
Ausland in Vermögens-, Erbſchafts⸗ oder ſonſtigen wich⸗ 
tigen Familienangelegenheiten erforderlich ift ulm. Der 
Wunſch, einen Angehörigen auf Dienſtreiſen im Ausland 
zu begleiten, der Wunſch, eine Ausſtellung, einen Kongreß 
oder eine Tagung im Ausland zu beſuchen, gelten nicht 
mehr als ausreichende e für die Ausſtellung 
eines Auslandspaſſes. Die bisher geltenden Erleichterungen 
für Schriftſteller und Journaliſten werden 
aufgehoben; auch für ſolche Perſonen gelten von jetzt ab 
die allgemeinen Beſtimmungen, ſoweit nicht in einzelnen 
Fällen die Ausreiſe aus allgemeinpolitiſchen und geſell⸗ 
ſchaftlichen Gründen als wünſchenswert angeſehen wird. 
Belondere Beſtimmungen gelten für Aerzte. Für 
Juden, die nach Paläſtina auswandern wollen, werden 
noch beſondere Beſtimmungen erlaſſen werden. Dieſe neuen 
Verfügungen ſchränken die Möglichkeit von Auslandsreiſen 
ganz beträchtlich ein. Die Hoffnung auf Erleichterungen 
durch Herabſetzung der unerſchwinglichen Paßgebühren 
müſſen bis auf weiteres begraben werden. 


Ruhe an der Olſagrenze 

Der polniſch⸗tſchechiſche Streit um die Behandlung 
der Polen im Teſchener Schleſien ſcheint unter 
der Hand beigelegt worden zu ſein. Aeußerlich iſt das 
darin zum Ausdruck gekommen, daß die Warſchauer Re⸗ 
gierung einen neuen Generalkonſul für Mäh⸗ 
riſch⸗Oſtrau in der Perſon des bisherigen Geſandt⸗ 
Ichaftsrates von der Prager Geſandtſchaft, Zygmunt 
Hladki, ernannt hat. Auf den ſeinerzeitigen Vorſchlag 
der tſchechiſchen Regierung, den Konflikt einem inter⸗ 
nationalen Schiedsgericht zu unterbreiten, ſcheint 
die Warſchauer Regierung nicht eingegangen zu ſein. Die 
Note, die ſie in Beantwortung dieſes Vorſchlages nach Prag 
ſeſchickt hatte, ift nicht veröffentlicht worden. Doch hat der 
Inhalt der Note offenſichtlich dazu geführt, daß die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Polen und der Tſchechei wenigſtens in 
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der Tejchener Frage wieder in ein ruhigeres Fahrwaſſer 
gleiten. Ob Warſchau von ſich aus auf eine weitere Ver⸗ 
folgung der Angelegenheit verzichtet oder ob Prag aus⸗ 
reichende Zuſagen gemacht hat, iſt nicht bekannt. 


Der deutſche Genoſſenſchaftsverband in Galizien 

Die Telegraphenagentur „Iskra“ hatte vor kurzem die 
Nachricht verbreitet, daß ſich der „Verband deutſcher 
landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften in 
Kleinpolen“ aufgelöſt habe. Gegen dieſe Meldung 
wandte ſich das Lemberger „Oſtdeutſche Volks⸗ 
blatt“ mit einer Richtigſtellung, in der es u. a. heißt: 
„Der Verband deutſcher landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften 
in Kleinpolen wird nicht aufgelöſt. Er beſteht nach 
wie vor, und der Stand ſeiner Mitglieder hat ſich 
durch den Beitritt einer bisher dem Poſener Reviſions⸗ 
verbande angehörigen Handelsgenoſſenſchaft, ſowie dreier 
Kreditgenoſſenſchaften des nichtbeſtätigten Lodzer Ver⸗ 
bandes von 78 auf 82 erhöht. Ein weiterer Zuwachs 
ſteht durch die erfolgte Gründung der Handelsgenoſſen⸗ 
ſchaften in Nowefiols und Bryſzeze bevor. Der Verband 
übt weiter das Patronatsrecht über die deut⸗ 
ſchen Genoſſenſchaften in Kleinpolen 
(Galizien), Wolhynien und dem Wojewod⸗ 
ſchaftsbereich Lublin aus und iſt wie bisher be⸗ 
rechtigt, in ſeinem vorerwähnten Tätigkeitsbereich Genoſſen⸗ 
ſchaften zu gründen. Für ſeine Mitgliedsgenoſſenſchaften 
bleiben die „Genoſſenſchaftsbank Lwow“ (Lem⸗ 
berg) als Geldzentrale, die „Landwirtſchaftliche 
Hauptgenoſſenſchaft“ als Warenzentrale und das 
„Oſtdeutſche Volksblatt“ (Lemberg) als Verlaut⸗ 
barungsorgan zuſtändig. Der Verband hat wohl das 
Reviſionsrecht verloren, von welchem Rechte eine 
Reihe lebenswichtiger Begünſtigungen für ſeine Mitglieds⸗ 
genoſſenſchaften abhängt. Um die Exiſtenz dieſer Genoſſen⸗ 
ſchaften nicht zu gefährden, hat ſich der Verband mit all 
feinen Mitgliedern aus wirtſchaftlichen Gründen dem All⸗ 
gemeinen Polniſchen Reviſionsverbande' 
(‚Zwiadzek Spoldzielni Rolniczych i Zarabkowo-Gospodarczych 
Rzeczypospoltej Polskiei‘) zwecks Reviſion unter⸗ 
ſtellt, wobei ihm ſeine bisherige autonome Verwaltung 
erhalten bleibt.“ In der Richtigſtellung wird weiter hervor⸗ 
gehoben, daß ſich der polniſche Reviſionsverband bei der 
Durchführung der geſetzlichen Reviſionen deutſcher Re⸗ 
viſoren bedient, die er ſich von dem deutſchen Verbande vor⸗ 
ſchlagen läßt. 


Der Befehl „von oben“ 

In der ehemaligen Bismarckhütte, die heute Bathory⸗ 
hütte heißt, iſt es ein ſeit vielen Jahren geübter Brauch, daß 
die erwerbslos gewordenen Arbeitskame⸗ 
raden der Hütte zu Weihnachten ein Ge⸗ 
ſchenk erhalten. Die Mittel hierzu werden von der Beleg⸗ 
ſchaft aufgebracht. Auch in dieſem Jahre find wieder 19 000 
Zloty geſammelt worden, und die Hüttenleitung hat noch 
weitere 2000 Zloty geſtiftet. Früher wukden aus den ſo auf⸗ 
gebrachten Mitteln unterſchiedslos alle erwerbslos ge⸗ 
wordenen Belegſchaftsmitglieder bedacht. In dieſem Jahre 
ſind jedoch diejenigen leer ausgegangen, die 
ſich zum deutſchen Volkstum bekennen und 
ihre Kinder in die deutſche Schule ſchicken. Als einige frühere 
Arbeiter der Hütte nach dem Grund dieſer unkameradſchaft⸗ 
lichen Maßnahme beim Betriebsrat anfragten, gab man 
ihnen dort die Auskunft, daß es ſich um einen Befehl „von 
oben“ handle. Den Arbeitern der Hütte wird alſo „von 
oben“ vorgeſchrieben, an wen ſie die von ihnen ſelbſt frei⸗ 
willig aufgebrachten Mittel zu verteilen haben. 


Die „provozierenden“ Soldatengräber 

In der Umgebung Sold aus befinden ſich zahlreiche 
deutſche Soldatengräber, die aus den Oktober⸗ und 
Novemberkämpfen 1914 ſtammen. U. a. befand ſich auf dem 
Beſitztum des Polen Wiencek, das nahe an der Straße 
Soldau—Niederhof liegt, die Ruheſtätte von 46 Gefallenen 
des Landwehr⸗Infanterie⸗Regiments Nr. 21. In einem 
Säulentempel war dort neben den Namen der beigeſetzten 
Soldaten eine Tafel mit folgender Inſchrift angebracht: „Der 
König rief zum Kampf fürs Vaterland. Leſt hier am Stein, 
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ob er bereit uns fand.“ Wie die Bromberger „Deutfche 
Rundſchau“ nun meldete, erſchien dort vor einigen Wochen 
eine Kommiſſion, unter deren Mitgliedern ſich auch ein Ver⸗ 
treter der Wojewodſchaftsverwaltung befunden haben ſoll, 
um über die Entfernung der Grabſtätte zu beſchließen. 
Einige Tage nach dem Beſuch wurden die Gebeine auf einen 
benachbarten Friedhof umgebettet. Die Tafeln wurden ent⸗ 
fernt; ſie ſollen in die Soldauer Gasanſtalt gebracht worden 
ſein. Nach den Mitteilungen des deutſchen Vorbeſitzers des 
Grundſtücks hatte die Behörde ſeinerzeit für die Ruheſtätte 
einen Betrag von 900 Mark ausgeworfen und den Beſitzer 
verpflichtet, die Zugänge zu dem Tempel freizuhalten und 
das Land in einem gewiſſen engen Umkreis um die Grab⸗ 
ſtätte nicht zu beackern. Dieſe Verpflichtung iſt im Grund⸗ 
buch eingetragen, ruht alſo auch auf dem gegenwärtigen 
Beſitzer. Was zur Entfernung der deutſchen Soldatengräber 
geführt hat, iſt nicht erſichtlich. Es bleibt nur die Erklärung, 
daß ſich der polniſche Beſitzer oder auch andere polniſche 
„Patrioten“ durch das Vorhandenſein der deutſchen Grab⸗ 
ſtätte „provoziert“ fühlten. 
Eintritt verboten 

Am 5. Dezember ſollte, wie alljährlich, im deutſchen 
Kindergarten Kattowitz⸗Zalenze eine Niko⸗ 
lausfeier ſtattfinden. 2% Sunden vor Beginn der Ver⸗ 
anſtaltung erhielt die Leiterin des Kindergartens von dem 
zuſtändigen polniſchen Schulinſpektor die Mitteilung, daß 
den Eltern die Teilnahme an der Feier 
ihrer Kinder verboten ſei. Irgendeine Begrün⸗ 
dung für dieſes ebenſo lächerliche wie aufreizende Verbot 
hat der Schulinſpektor Kwappa nicht zu geben verſucht. 
Die Eltern mußten alſo vor der geſchloſſenen Tür warten, 
bis die Feier vorüber war und ſie ihre Kinder wieder in 
Empfang nehmen konnten. Der polniſche Staat war damit 
wieder einmal vor dem Untergange gerettet. 


Fürſt Albrecht Radziwill 7 

Vor kurzem ſtarb in Warſchau im Alter von 50 Jahren 
Fürſt Wilhelm Rafael Nikolaus Anton Albrecht 
Radziwill. Der Verſtorbene war der Mann, den die 
polniſchen Monarchiſten ſeinerzeit für den Thron des 
zu errichtenden Königreiches Polen auserſehen hatten. 
Albrecht Radziwill führte u. a. den Titel „Fürſt des Heiligen 
Römiſchen Reiches“. Er war Majoratsherr auf Nies wiez 
und auf Klecko, Herr von Cimkowicze, Hresko, Stolowicze 
und Pociejki. Er wurde in Berlin geboren, war ein 
Enkel des Fürſten Stanislaus Radziwill, des Generals⸗ 
adjudanten Kaiſer Wilhelms J., heiratete 1910 eine Ameri⸗ 
kanerin, von der er ſich 1921 ſcheiden ließ. Die Herrſchaft 
Nieswiez war, bevor ihr durch die Agrarreform 35 000 
Hektar genommen wurden, ein rieſiger Beſitz von 
80 000 Hektar. Auf dem Schloß des Fürſten kam vor 
etwa 9 Jahren die politiſche Einigung zwiſchen Pilſudſki 
und dem polniſchen Hochadel zuſtande. 


Adam Pilſudſki 7 

Am 16. Dezember ſtarb in Warſchau an einer Lungen⸗ 
entzündung der Vizepräſident der Stadt Wilna, Senator 
Adam Pilſudſki, im Alter von 66 Jahren. Der Ver⸗ 
ſtorbene war ein Bruder des Marſchalls. Er 
wurde 1869 in Zulow im Wilnagebiet geboren. 1900 wurde 
er vom Städtiſchen Elektrizitätswerk in Wilna als Buch⸗ 
halter angeſtellt und rückte allmählich bis zum ſtädtiſchen 
Hauptbuchhalter auf. 1915 ſollte er als Bruder des Führers 
der gegen Rußland im Felde ſtehenden polniſchen Legionen 
ins Innere Rußlands verſchleppt werden. Nur der über⸗ 
ſtürzte Abzug der Ruſſen aus Wilna bewahrte ihn vor 
dieſem Schickſal. Politiſch trat Adam Pilſudſki wenig 
hervor. 1934 wurde er zum Vizepräſidenten der 
Stadt. Wilna und bei den letzten Wahlen zum 
Senator gewählt. 


Die polniſchen Studenfen in Danzig 

Die „Gazeta Polska“ berichtete in ihrer Nummer vom 
25. November über die Semeſtereröffnungsfeier der „Bratnia 
Pomoc“ („Bruderhilfe”) der polniſchen Studenten an der 
Techniſchen Hochſchule in Danzig. An der Feier nahmen 
außer den polniſchen Studenten auch andere Angehörige der 
polniſchen Kolonie ſowie Mitglieder der diplomatiſchen Ver⸗ 


tretung Polens in Danzig teil, unter ihnen Miniſter Papse. 
Wie das polniſche Regierungsblatt ſchreibt, erfreute ſich die 
„Bruderhilfe“ im vergangenen akademiſchen Jahr der „ſehr 
lebhaften und ergiebigen Unterſtützung durch das polniſche 
Kulturminiſterium“, das der Studentenvereinigung einen 
hohen Zuſchuß zu den Semeſtergebühren und 12 Stipendien 
bewilligte. Ebenſo ſorgten die diplomatiſche Vertretung 
Polens und die polniſche „Geſellſchaft der Freunde der 
akademiſchen Jugend“ für die „Bruderhilfe“. Die polniſche 
Studentenſchaft in Danzig, die im vergangenen Semeſter 
etwa 300 Mitglieder zählte, hat in letzter Zeit ihre Stütz⸗ 
punkte ihrer Arbeit ausgebaut. Die polniſche 
Studentenküche wurde umgebaut und erweitert; die 
„Geſellſchaft der Freunde der akademiſchen Jugend“ er⸗ 
richtete in Tupadel eine Studentenkolonie, in der 
während der letzten Semeſterferien „eine intenſive Propa⸗ 
ganda für das polniſche Meer“ durch Vorträge und Ausflüge 
veranſtaltet wurde; außerdem wurden dort allſonntäglich 
Filme über Polen gezeigt, die „von der örtlichen Bevölke⸗ 
rung ſtark beſucht“ worden ſein ſollen. Die „Bruderhilfe“ 
erhielt, wie es in dem Bericht der „Gazeta Polska“ weiter 
heißt, mehrfach Gruppenbeſuche aus Deutſchland, Schweden, 
Dänemark, England, Rumänien und Ungarn. Der Club der 
polniſchen Chemieſtudenten veranſtaltete ſeinerſeits eine 
Studienreiſe durch Polen, die vor allem den 
chemiſchen Induſtriewerken Polens galt; und der Club der 
polniſchen Architekturſtudenten unternahm einen Aus⸗ 
flug nach Sowiniec bei Krakau, wo am Pilſudſkihügel 
Erde vom Hof des polniſchen Studenten⸗ 
hauſes in Langfuhr niedergelegt wurde. Die Zahl 
der in Danzig ſtudierenden Polen iſt im 
letzten Semeſter zurückgegangen. Aus dieſem 
Grunde wurde in ganz Polen eine verſtärkte Propa⸗ 
ee für das Studium an der Danziger 

echniſchen Hochſchule entwickelt, u. a. eine Werbe⸗ 
ſchrift herausgegeben und ein Preisausſchreiben für ein 
entſprechendes Werbeplakat veranſtaltet. Zur Deutſchen 
Studentenſchaft unterhält die „Bratnia Pomoc“ keine Be⸗ 
ziehungen. 


Danziger Staatstheater eröffnet 

Am 1. Weihnachtsfeiertag wurde mit einem Feſtakt das 
Danziger Staatstheater nach einer umfangreichen 
baulichen Erneuerung und Umänderung ſeiner Beſtimmung 
übergeben. Die Umgeſtaltung des Theaters wurde im 
Jahre 1933 als ein weſentlicher Punkt in das Arbeits⸗ 
beſchaffungsprogramm der nationalſozialiſtiſchen Regierung 


aufgenommen. Gauleiter Forſter nannte in ſeiner An⸗ 
fprache, mit der er dem Generalintendanten Merz die 
Schlüſſel des Baues übergab, das neue Theater ein Weih⸗ 
nachtsgeſchenk des Führers an die Danziger 
Deutſchen. Der Frage des Danziger Theaterbaus kommt in 
politiſcher Hinſicht ſymptomatiſche Bedeutung zu Von den 
Funktionären der oppoſitionellen Parteien wurde der „geiſt⸗ 
reiche Witz“ in Umlauf geſetzt, das Staatstheater ſei das 
einzige, was „geſchloſſen hinter der Regierung ſtehe“. Nun, 
das Theater wurde eröffnet, nicht deshalb, weil die Oppoſi⸗ 
tion widerlegt werden ſollte, ſondern weil der National⸗ 
ſozialismus es für notwendig hält, daß Danzig ein Theater 
erhält, das ſich würdig den größten Bühnen Deutſchlands 
anſchließt und als Stätte deutſcher Kunſt über die ſtaatlichen 
Grenzen hinauswirkt. Es iſt zu hoffen, daß auch die 
deutſche Preſſe in Polen dem Wirken des Danziger 
Staatstheaters die ihm gebührende Beachtung zuwendet. 


Jalſche Gerüchte über Oberpräfident Koch 

Im Ausland, vor allem im benachbarten Litauen, 
gingen in letzter Zeit wilde Gerüchte über den oſtpreußiſchen 
Oberpräſidenten und Gauleiter Erich Koch um. Dieſen 
Gerüchten iſt durch eine amtliche Mitteilung ein Ende ge⸗ 
macht worden. Danach hat Oberpräſident Koch, der wegen 
eines vorzeitigen Eingriffs in ein ſchwebendes Diſziplinar⸗ 
verfahren vorübergehend beurlaubt war, ſeine Dienſt⸗ 
geſchäfte in vollem Umfang wieder auf⸗ 
genommen. Er genießt nach wie vor das Vertrauen des 
Führers und ſeiner vorgeſetzten Behörde. Alle anderen, 
gegen ihn erhobenen Vorwürfe und in Umlauf geſetzten 
Gerüchte entbehren jeder Grundlage. Es iſt amtlich aus⸗ 
drücklich darauf aufmerkſam gemacht worden, daß eine 
neuerliche Verbreitung derartiger Gerüchte auf Grund der 
entſprechenden Geſetze geahndet wird. Befonders dreift find 
in der Erfindung von „Neuigkeiten“ über den Oberpräſi⸗ 
denten Koch die Litauer geweſen. Der litauiſche 
Rundfunk verbreitete ſogar die Nachricht, daß der Ober⸗ 
präſident erſchoſſen worden ſei. (Uebrigens ſollte nach Mit⸗ 
teilung des litauiſchen Rundfunks auch der Leiter des 
Bundes Deutſcher Oſten, Pg. Prof. Dr. Oberländer, 
erſchoſſen worden ſein.) Hier iſt bei den verantwortlichen 
Stellen Litauens allzu offenſichtlich der Wunſch der Vater 
des Gedankens geweſen. Auch hat auf litauiſcher Seite bei 
der gefliſſentlichen Verbreitung derartiger Lügen⸗ und 
Greuelmeldungen der Wunſch mitgeſpielt, Unruhe und Un⸗ 
ſicherheit in die Reihen der deutſchen Memelländer zu 
tragen. Lügen haben kurze Beine. 


Bücher über den Oſten 


Neue Ortsnamen in Oſtpreußen ſeit 1800. Von Dr. Fritz 
Gauſe. Kommiſſivnsverlag Gräfe und Unzer, Königsberg i. Pr., 
1935. 120 Seiten. Preis 350 %. — Dieſes Ortsnamen⸗ 
verzeichnis iſt als Heft 6 der Einzelſchriften der Hiſtoriſchen 
Kommiſſion für oſt⸗ und weſtpreußiſche Landesgeſchichte erſchienen. 
Es enthält alle Veränderungen im Ortsnamenbeſtand der Provinz 
Oſtpreußen in ihrem früheren Umfang, alſo einſchließlich des 
Memelgebietes und des Soldauer Ländchens, aber ohne den Re⸗ 
gierungsbezirk Weſtpreußen. Verzeichnet find nicht nur alle ſeit 
dem Aufang des vergangenen Jahrhunderts neu hinzugekommenen 
Ortsbezeichnungen, ſondern auch alle Umbeneunungen. Wertvolle 
Dienſte leiſtet das Verzeichnis zunächſt den wiſſenſchaftlichen 
Forſchern. Aber nicht dieſen allein. Auch den zahlloſen Dit 
preußen, die heute, ſei aus Neigung, ſei es aus beruflicher Not- 
wendigkeit, ihren Ahnen nachforſchen, iſt dieſes Verzeichnis eine 
nützliche Hilfe. Aus dieſem wiſſenſchaftlichen und praktiſchen 
Bedürfuis heraus iſt es entſtanden. Dr. K. 


Das Buch vom deutſchen Volkstum. Herausgegeben von Paul 
Gauß. A. Brockhaus Verlag, Leipzig 1935. 426 S., mit 136 Karten, 
1065 Abbildungen und 17 Ueberſichten. — „Weſen — Lebensraum — 
Schickſal“. das iſt der Leitgedanke dieſes wahrhaft deutſchen Buches. 
Die Geltung unſeres Volkstums in der Welt, inſonderheit in Mittel⸗ 
europa, ſeine Staats, Sprach- und Kulturgrenzen, feine Raſſen und 
Stämme, ſeine ungeheure geſchichtliche Leiſtung werdeu in einer Reihe 
von Uuẽterſuchungen dargelegt. Erfreulich, daß der Oſten ſehr ſtark 
herqusgeſtellt worden iſt! Die Bedeutung der Provinz Oſtpreußen 


wird eindringlich charakteriſiert; ohne dieſes Stück deulſchen Volks⸗ 
bodens würde die Grenze Europas ſtatt am Peipus ſee vielleicht an 


der Oder verlaufen. Dagegen ſchließt die Schilderung der Verhält⸗ 
niſſe im Memelland mit der Erwähnung der Autonomie von 1924 


und ſagt nur, es habe „die memelländiſche Bevölkerung von Anfang 
an ſchwer um ihre Durchführung kämpfen müſſen“. Angeſichts des 
länger als ein Jahrzehnt währenden, jeder Autonomie Hohn ſprechen⸗ 
den Terrors wäre eine Kennzeichnung der litauiſchen Vertragsbrüche 
und des tapferen Ringens der Memelländer am Platze geweſen. 
Dagegen ſind die machtpolitiſchen Maßnahmen der Polen in unferer 
alten Oſtmart, wenn auch nur in Andeutungen, ſo doch in fachlich 
klarer Form geſchildert worden. Die ausgezeichnete Bebilderung iſt 
ſehr zu rühmen, und was an jener einen Stelle vermißt wird, kann 
bei einer Neuauflage nachgeholt werden. Dr. L. 


Deutſche Vor⸗ und Frühgeſchichte in Bildern. Von Carl 
Schuchhardt. München und Berlin 1936, Verlag R. Olden⸗ 
bourg. XII S. und 80 Tafeln. — Ein „Bilderbuch“ von 338 Bildern 
und mit allerknappſtem Text, der ſich auf ein paar Seiten und die 
erläuternden Unterſchriften beſchränkt, von einer Anſchaulichkeit, die 
mehr ſagt als viele Worte! Hervorragend die Einleitung: „Wie aus 
Germanien Deutſchland wurde“! Seit geraumer Zeit tritt — er⸗ 
freulicherweiſe — die Archäologie des deutſchen Oſtens in den Vorder⸗ 
grund nicht nur des Intereſſes, ſondern auch der Faſſung, und dieſer 
Tatſache hat Schuchhardt, deſſen ausgezeichnete „Vorgeſchichte von 
Deutſchland“ wir ſeinerzeit im „Oſtland“ beſprochen haben, in vollem 
Maße Rechnung getragen. Im Oſten berühren ſich Vor⸗ und Früh⸗ 
geſchichte mit der geſchichtlichen Epoche auf engſte; insbeſondere hat 
die Wikingerzeit unſerer Küſtenlandſchaft das Gepräge gegeben. Dies 
alles tritt eindrucksvoll hervor, und auch der Nicht⸗Ofideutſche wird 
die Ueberzeugung gewinnen, daß unſere lange vernachläſſigte Heimat 
ein untrennbarer Teil des großgermaniſchen Kulturraums geweſen 
üt; auch wird er, vielleicht mit Staunen, den Reichtum der oſtdeutſchen 
Muſeen, aus denen Schuchhardt zahlreiche Fundſtücke veröffentlicht 
hat, zur Kenntnis nehmen. Dr. L. 
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Singende Oſtmark. 60 Lieder oſtmärkiſcher Schriftſteller. 
Herausgegeben vom Bund Deutſcher Oſten. Verlag 
Deutſcher Oſten, Küſtrin-Neudamm, 1935, 84 Seiten. Preis 
broſchiert 1— N.. — Dieſe Lieder find aus einem Preis⸗ 
ausſchreiben der Landesgruppe Oſtmark des BDO hervor⸗ 
gegangen. Die meiſten von ihnen waren bisher noch nicht ver⸗ 
öffentlicht worden. Einige haben in Vertonung ſchon Eingang in 
weitere Kreiſe gefunden. Gegenſtand der Lieder iſt immer die 
Heimat. Ihr Erlebnis hat die Verſe geformt, und ihr gelten die 
Worte der 24 oſtmärkiſchen Dichter, die in dieſer Sammlung ver⸗ 
treten find: „Und wärſt du Felſen nur und Sand, Und gäbſt du 
mir nur trocknes Brot, Und wär’ auch ſchmucklos dein Gewand — 
Och teilte mit dir jede Not Und teilte mit dir jedes Leid.“ Dr. K. 


Gott ſtellt den Zeiger. Das Schickſal eines Volkes. Gedichte 
von Friedrich Jakſch. Paul Kupfer Verlag, Breslau, 1935. 
45 Seiten. Preis kartoniert 0,80 %. — In Bildern und 
Gleichniſſen leben dieſe Gedichte die Not der Deutſchen der 
Sudetenländer nach. „Das iſt das Furchtbare: Wenn einer der 
Jungen mit den Augen fragt: Was fol ich tun?“ antworten 
müſſen: Nichts — nur dableiben!“ Aber auch der Glaube daran, 
daß dieſe Not gottgewollt ift und einmal doch zur Freiheit führt, 
iſt in dieſen ſudetendeutſchen Gedichten lebendig: „Das Volk iſt 
ewig. Das Volk kann warten. Gott ſtellt den Zeiger!“ Dr. K. 


Deutſches Volk in 15 Staaten. Von Dr. Dr. Friedrich 
Lange. Reclams Univerſal⸗Bibliothek Nr. 7303. 77 Seiten. 
Preis geheftet 0,35 , gebunden 0,75 «RA, — In mehr als 
120 Grenzlandfahrten hat der Verfaſſer das Deutſchtum ſtudiert 
und erlebt, das in näherer oder weiterer Entfernung rings um 
den Kernblock des Reiches in 15 Staaten ſiedelt. Kurz und packend 
ſind die Schilderungen, die er von ihm gibt, in wenigen Strichen 
ſeine Entwicklung nachzeichnend und feine gegenwärtige Lage 


charakteriſierend. Für die volksdeutſche Schulung iſt die kleine 
Schrift ſehr geeignet. Dr. K. 
Bibliographiſches Handbuch des Auslanddeutſchtums. 


Herausgegeben vom Deutſchen Auslaud⸗Inſtitut in 
Stuttgart. Lieferung V. Verlag Grenze und Ausland, 
Berlin und Stuttgart, 1935. 70 Seiten. Preis 2.50 7. — 
Dieſe Bibliographie gibt einen Ueberblick über die wichtigeren 
Veröfſentlichungen über das Deutſchtum außerhalb der Reichs⸗ 
grenzen und Deutſch⸗Oeſterreichs. Die vorliegende 5. Lieferung 
umfaßt in rund 1200 Titeln das Deutſchtum im alten Rußland 
und in der Sowjetunion, in Finnland, Schweden, Norwegen und 
Island, in Großbritannien und Irland, in Frankveich und Elſaß⸗ 
Lothringen, in Italien und Südtirol, in Spanien, Portugal, 
Griechenland, Albanien und Bulgarien. Das Handbuch erweiſt 
ſich für die an den Fragen des Auslanddeutſchtums Intereſſierten 
als ein unerſetzlicher Helfer. Dr. K. 


Zitatenſchatz der Weltliteratur. Von Richard Zoozmann. 
Neu bearbeitet von Karl Quenzel. 60.—64. Tauſend. Heſſe und 
Becker Verlag, Leipzig. 950 Spalten. In Leinen gebunden 4,80 7, . 
— Die erſte Auflage des Zoozmannſchen Zitatenſchatzes erſchien 
im Jahre 1910. Dieſe nach Schlagwörtern geordnete Sammlung 
von Zitaten, Sentenzen, geflügelten Worten, Epigrammen und 
Sprichwörtern iſt ſeitdem zu einem feſten Begriff geworden. In 
Jer neuen Auflage ſind viele überflüſſige Zitate entfernt, manche 
Fehler und Verſehen ausgemerzt und viele neue Zitate aus der 
neueren Literatur aufgenommen worden. So iſt der Zoozmann 
in ſeiner neuen Geſtalt wieder ein zuverläſſiges Nachſchlagewerk 
für alle, die nach Wortlaut und Herkunft geflügelter Worte uſw. 
fuchen. „Eine gute Sentenz“, ſagt Nietzſche, „iſt zu hart für den 
Zahn der Zeit .., fie iſt das Unvergängliche inmitten des 
Wechſelnden, die Speiſe, en immer geſchätzt bleibt wie das 
Salz und niemals wie ſelbſt diefes, dumm wird.“ Dr. K. 


Das Geſchlecht Milbradt (Milbrandt, Milbrath, Mildebrath, 
Milbrod, Mühlbrecht, Mühlbradt). Von Dr. Max Mühl⸗ 
bradt, Landsberg (Warthe), Zechower Str. 46. In dem im 
Selbſtverlag des Verfaſſers erſchienenen Buch iſt alles zuſammen⸗ 
getragen, was bisher über das um 1650 ins Poſenſche ein⸗ 
gewanderte Geſchlecht Milbradt feſtgeſtellt werden konnte. Es 


enthält eine Reihe Abſchriften alter Urkunden aus der Zeit des 
altpolniſchen Reiches, Mitteilungen über Wappen, Namen und 
Herkunft des Geſchlechtes (bis etwa 1200 zurück). Sodann bringt 
es die Ahnentafel des weit verbreiteten Geſchlechtes. In dieſem 
Jahre ſoll noch ein größerer Nachtrag erſcheinen. Hierzu erbittet 
der Verfaſſer von den Sippenmitgliedern, Namensträgern und 
ſonſtigen Intereſſenten das ihnen bekannte Material über das 
Geſchlecht Milbradt. Der Preis des Buches beträgt 16,— Ad. 

Kleinkrieg. Geſchichtliche Erfahrungen und künftige Möglich⸗ 
keiten. Bon Arthur Ehrhardt. Ludwig Voggenreiter⸗Verlag, 
Potsdam 1935. 112 Seiten. Pappband 1,80 .. — Der Kampf 
in ſtarren Fronten war ſchon während der letzten Phaſen des 
Weltkrieges überwunden. Die Kampfhandlungen, die ſich nach 
dem großen Kriege im deutſchen Oſten, im Baltikum, in Rußland, 
im Fernen Oſten und in den Kolonien abſpielten, deuten ein⸗ 
dringlich darauf hin, daß die Kampfformen des Kleinkrieges in 
Zukunft eine weſentliche Rolle ſpielen werden. Ehrhardt gibt 
Beiſpiele aus der Kleinkriegführung des 19. und 20. Jahrhunderts 
und zieht aus den Erfahrungen unter Wertung der techuiſchen 
und ſonſtigen Neuerungen die praktiſchen Schlußfolgerungen für 
die Zukunft. Der Bandenkrieg in Serbien, die kühnen Unter⸗ 
nehmungen der ruſſiſchen Jagokommandos im Weltkrieg, die 
rückſichtsloſe Kriegsführung der roten Partiſanen der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Revolution, das ſind Dinge, die jeden zum Nachdenken 
veraulaſſen müſſen und die es bedauerlich erſcheinen laſſen, daß 
ſich die Fachliteratur noch ſo wenig mit den Fragen und Möglich⸗ 
keiten des Kleinkrieges befaßt hat. Ehrhardts Schrift iſt ungemein 
ſpannend durch den Gegenſtand, den fie betrifft, und durch die Art, 
in der ſie dieſen Gegenſtand angreift. Es iſt nur zu bedauern, daß 
die Kämpfe in Oberſchleſien, in Poſen und im Valtikum nicht in 
den Rahmen der Betrachtung miteinbegriffen worden ſind. Dr. K. 


H erlebt Deutſchland. Herausgegeben vom Gebiet 16 
(Sachſen) der Hitlerjugend. Verlag B. G. Teubner, Leipzig⸗ 
Berlin 1935. 92 Seiten mit vielen Bildern. Preis geb. 2,85 RM, 
— 50 000 Hitlerjungen des Gebietes Sachſen ſind im Jahre 1934 
auf Großfahrt gegangen. In Schleswig, im Schwarzwald, in den 
bayeriſchen Bergen, in der Bayeriſchen Oſtmark und in Oſtpreußen 
ſind ſie gewandert und haben ſie ihre Lager aufgeſchlagen. Das 
vorliegende Buch ſoll eine Erinnerung ſein für die Jungen, die 
dabei waren, und zugleich ein Rechenſchaftsbericht für die andern. 
Knapp und friſch erzählen Jungen und Mädel, wie ſie Deutſchland 
erlebten, die Landſchaft, ihre Menſchen und ihre Geſchichte. Ueber 
das Lagerleben berichten ſie, über Märſche und Feiern, über 
Schulung und Spiele und vor allem über eines, das ihren Groß⸗ 
15 05 Sinn und Bedeutung gab: das Erlebnis der Kameradſchaft 

eutſcher Jugend, die keine Klaſſen und keine Stände mehr kennt. 


Flieger und was fie erlebten. von Werner von Langs⸗ 
d Be Verlag von C. Bertelsmann, Gütersloh. 1935. 384 Seiten. 
— 77 deutſche Luftfahrer erzählen ihre Erlebniſſe. Von den wage⸗ 
mutigen Pionieren der Vorkriegszeit, wie Zeppelin, Süring und 
Käthchen Paulus, bis zu den „Kanonen“ der Gegenwart, den 
Sport-, Verkehrs⸗ und Segelfliegern, kommen fie zu Wort. Jeder 
erzählt ein Erlebnis, ein heiteres oder ernſtes, vom Kampf mit 
den Elementen, von Erfahrungen bei Prüfung techniſcher Neuerun⸗ 
gen, von Flügen hoch über Ozeanen und fremden Ländern, von 
Spitzenleiſtungen und Wettbewerben. Mancher von ihnen iſt ab⸗ 
geſtürzt. Jeder von ihnen iſt Vorkämpfer deutſcher Luftgeltung. 
„Es iſt nötig, gefährlich zu leben.“ Dieſem Führerwort leben fie 
nach. Und ſie ſind damit für die Jugend Vorbild und Anſporn. 
Das Buch, das Werner von Langsdorff zuſammengeſtellt hat, 
bringt von jedem der 77 einen Beitrag, der gerade ihn als Flieger 
beſonders charakteriſtert. Zahlreiche Bilder ſind beigegeben, und 


im Anhang ſind die wichtigſten Lebens⸗ und Leiſtungsdaten 
zuſammengeſtellt. Dr. K. 
Perſönliches 
Verheiratet: 


Ernſt Kurbjuweit, Küſtrin, mit Brunhild 
Tepper, Luckenwalde, am 14. 12. 35. \ 
Geſtorben: Franz Zorger, früher Thorn, am 23. 12. 35 
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unſer guter, treuforgender Vater, 


Am 21. 12. 1935 entſchlief ſanft nach kurzer Krankhelt mein lieber Mann, 
chwiegervater, Großvater, Schwager 


und Onkel, der Reichs bahningenieur a. D. 


Alexander Schleuder 


tm faſt vollendeten 83. Lebensjahre, 
In tiefer Trauer: 
Marie Schleuder, geb. Krauſe 


Stargard l. Pommern,. Preußenweg 8; früher Btomberg 


in Berlin, Alter 85 Jahre. 
Gaſthaus 
und Fleiſcherei 


in großem Vorort von Oels ſofort 
zu verk. Anzahlung 5—8000 RM.; 
Geſamtpreis 34000 RM. Nehme 
auch gute Hypotheken mit in 
Zahlung. Evtl. Tauſch mit Land⸗ 
wirtſchaft. Zuſchriften an den Be⸗ 
ſitzer Fritz Glatz. Bürgergarten, 
Leuchten bei Oels (Schiefiem). 


